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RUNDSCHREIBEN/001: 12.01.2018 - Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 72 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 12. Januar 2018


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer 
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick, geplant 
zum 19.1.2018, wird aus technischen Gründen leider erst ab Freitag, 
den 2.2.2018 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß 
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick 
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de .


Mit den besten Grüßen und Neujahrswünschen in Vertretung Ihrer 
Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

12. Januar 2018
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GEFAHR/030: Brandsatz Fukushima - Anpassungsstrategien ... (SB)
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Brandsatz Fukushima
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Vor einem Monat haben die Aufräumarbeiten in der japanischen Stadt
Futaba, die nur wenige Kilometer von dem am 11. März 2011 havarierten
Akw Fukushima-Daiichi entfernt liegt, begonnen. Die Regierung hat
angekündigt, daß die Einwohner ab dem Jahr 2022 in einige bis dahin
dekontaminierte Gebiete zurückkehren sollen. Das scheint jedoch
völlig illusorisch zu sein, wurde doch kürzlich in Futaba eine
Radioaktivität von 8,48 Mikrosievert pro Stunde gemessen, was weit
über dem maximal zulässigen Grenzwert von 0,23 Mikrosievert pro
Stunde liegt. Der Vorsitzende der japanischen
Strahlenschutzkommission, Toyoshi Fuketa, wird von den Medien [1] mit
den Worten zitiert, sollte der Grenzwert nicht modifiziert werden,
könnte dies eine Rückkehr der Einwohner in die Stadt verhindern ...

Angesichts der anhaltenden Verschleierung des Ausmaßes der
radioaktiven Gefahren durch Behörden und Medien, die wiederum den
Energiekonzernen gehören oder ihnen zumindest nahestehen, müssen die
besorgten Bürgerinnen und Bürger befürchten, daß der aus
gesundheitlichen Gründen gebotene Strahlenschutz vernachlässigt wird,
um sie zu nötigen, wieder in die verstrahlte Stadt zurückzukehren.
Ein von der Regierung Premierminister Shinzo Abes eingesetztes
Zwangsmittel ist finanzieller Art: Man hat den nach Beginn der
Nuklearkatastrophe aus den Falloutgebieten Geflüchteten die
finanzielle Unterstützung entzogen. Und Menschen, die zwar außerhalb
der willkürlich um das Akw herumgezogenen Sperrzone, aber dennoch in
hochverstrahlten Gebieten lebten und sich "freiwillig", das heißt
nicht auf Behördenanweisung in Sicherheit gebracht haben, bekommen
sowieso wenig bis keine staatliche Unterstützung.

Unterdessen fließen Tag für Tag, Monat für Monat, Jahr für Jahr viele
Tonnen radioaktiv belastetes Wasser ins Meer. Nur weil der
ursprüngliche Wert von täglich 400 Tonnen teils hochverstrahlten
Grundwassers inzwischen reduziert werden konnte, bedeutet das nicht,
daß das zerstörte Akw keine Gefahr mehr für Mensch und Umwelt
darstellt. Da die Regierung und die Akw-Betreibergesellschaft Tepco
den Eindruck von Normalität erwecken möchten, müssen sie sich auch an
der Normalität messen lassen. Das hieße jedoch, konsequenterweise
müßten sie das Akw schließen, denn kein Atomkraftwerk der Welt darf
täglich tonnenweise verstrahltes Wasser ins Meer abgeben.

Das Akw Fukushima Daiichi kann jedoch in diesem Sinne gar nicht
geschlossen werden, denn es ist nach wie vor außer Kontrolle. Das
heißt, die geschmolzenen Brennstäbe mehrerer Reaktoren müssen laufend
gekühlt werden, und Grundwasser dringt von unten her in die
zerrütteten Anlagen ein, mischt sich dort mit dem teils
hochradioaktiven Kühlwasser und fließt unterirdisch weiter ins Meer.
Dieser Umstand gerät allzu leicht in Vergessenheit. Davon wird durch
die Verbreitung irgendwelcher fragwürdiger oder nur auf bestimmte
Aspekte des Nuklearbetriebs begrenzter Erfolgsmeldungen abgelenkt.
"Normal" sollte sein, daß überhaupt keine Radioaktivität entweicht,
und davon ist das Akw Fukushima Daiichi weit, weit entfernt.

96 Prozent der Fläche des Bezirks Futaba, der komplett in der
20-km-Evakuierungszone liegt, die später auf 30 Kilometer erweitert
worden war, gelten als Problemzone, in die auf absehbare Zeit wohl
kaum jemand zurückkehren wird. Die im Dezember 2017 begonnenen
Aufräumarbeiten betreffen nur 555 Hektar, bzw. elf Prozent der Fläche
Futabas. Im ersten Schritt der Dekontaminationsmaßnahmen werden die
oberste Bodenschicht in der Nähe des Bahnhofs abgetragen sowie rund
60 Häuser und öffentliche Einrichtungen abgerissen. [2]

Die Regierung strebt an, die Evakuierungsanordnung für den
Futaba-Bahnhof Ende März 2020 aufzuheben, um die dort verlaufende
Joban-Bahnstrecke nach Norden wieder voll in Betrieb zu nehmen. Ein
Vorhaben, das die kleineren, kämpferischen Eisenbahngewerkschaften
Doro-Chiba, Doro-Mito und Doro-Fukushima strikt ablehnen. Sie
befürchten, daß das Zug- und Bahnhofspersonal dauerhaft viel zu hohen
Strahlenbelastungen ausgesetzt würde. [3]

Die Regierung hat das Evakuierungsgebiet in drei Kategorien geteilt:
Gemeinden, in denen eine Strahlung von bis zu 20 Millisievert
jährlich gemessen wird (der typische Grenzwert für Akw-Arbeiter),
sollen dekontaminiert werden, damit die Leute zurückkehren können.
Gebiete mit 20 bis 50 Millisievert gelten als "restricted residence
zones" (eingeschränkte Siedlungszone), und ab 50 Millisievert gilt
ein Gebiet als "difficult-to-return zone" (schwierig zurückzukehrende
Zone). In eben solch einem Gebiet Futabas war im vergangenen Sommer
noch ein Strahlenwert von 8,48 Mikrosievert pro Stunde gemessen
worden. [4] (Zum Vergleich: In Deutschland liegt die
Strahlenbelastung je nach örtlichen Gegebenheiten zwischen 0,05 und
0,18 Mikrosievert pro Stunde.)

Wenn nun der Bahnhof Futabas dekontaminiert wird, dürfte die Fläche
voraussichtlich nicht lange strahlungsfrei bleiben. Denn mit jedem
Windstoß aus den quasi benachbarten Gebieten der Kategorie 3
verteilen sich Staub und Blätter in der Umgebung, werden teilweise
vom Regen in den Boden gespült und verseuchen das ganze Gebiet von
neuem. Wie oft aber will man den Vorgang wiederholen und die oberste
Bodenschicht abtragen?

Die japanische Regierung hat geplant, rund 30 Atomreaktoren wieder
ans Netz zu nehmen, und Japan ist Gastgeber der Olympischen
Sommerspiele 2020. Das sind zwei gewichtige Gründe, weswegen in den
nächsten Jahren noch mit weiteren Kontrolle vortäuschenden
Aktivitäten seitens der Behörden zu rechnen ist. Solange sie die
Definitionshoheit über "Fake News" innehaben, wird das zur Wahrheit,
was dem Anliegen der Regierung dient, und jegliche Kritik an der
verheerenden Kernspaltungstechnologie zum Schweigen gebracht.


Fußnoten:

[1] https://mainichi.jp/english/articles/20180118/p2a/00m/0na/020000c

[2] https://www.japantimes.co.jp/news/2017/12/25/national/town-futaba-kicks-off-radiation-cleanup-eye-2022-revival/#.WmUOTnXiYW0

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0243.html

und

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0244.html

[4] https://mainichi.jp/english/articles/20180118/p2a/00m/0na/020000c

22. Januar 2018
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ASIEN/751: Rückführung von Rohingya-Flüchtlingen ist eine Farce


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 21. Januar 2018

Rückführung der Rohingya-Flüchtlinge beginnt (23.1.)

EU-Außenminister sollen bei Ratssitzung (22.1.) Repatriierung verurteilen



Göttingen, den 21.1.2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) hat
die EU-Außenminister aufgefordert, bei ihrem morgigen Ratstreffen die
geplante Rückführung von Rohingya-Flüchtlingen aus Bangladesch in ihr
Heimatland Burma zu verurteilen. "Die in den Medien groß angekündigte
Repatriierung ist eine zynische Farce, weil damit fälschlich der Eindruck
erweckt wird, eine nennenswerte Zahl von Flüchtlingen werde sicher
zurückkehren. Doch solange es in Burma keine Sicherheit und Menschenrechte
für Rohingya gibt, werden die meisten der 655.000 Flüchtlinge nicht
freiwillig Bangladesch verlassen", erklärte GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Sonntag in Göttingen. "Dieses Possenspiel wird arrangiert, um die eigene
Bevölkerung und die internationale Staatengemeinschaft zu beruhigen. Doch
eine Lösung der Rohingya-Krise wird dies nicht bringen, sondern nur falsche
Erwartungen wecken. Solange die in Burma verübten Verbrechen nicht
aufgearbeitet werden und es keinen sicheren Status für die Minderheit dort
gibt, werden alle Versuche der Repatriierung scheitern." Die Rückführung
soll am kommenden Dienstag beginnen.

Die Regierungen Bangladeschs und Burmas erwecken den Eindruck, die
Flüchtlinge könnten innerhalb von zwei Jahren repatriiert werden.
"Tatsächlich wird die Repatriierung bei dem vereinbarten Rhythmus von 1.500
Rückkehrern pro Woche rund neun Jahre lang dauern. Bangladesch hatte auf
15.000 Repatriierten pro Woche bestanden, konnte sich mit dieser Forderung
bei den Verhandlungen zwischen beiden Staaten am 15. Januar 2018 aber nicht
durchsetzen.

Exil-Organisationen der Rohingya fordern mehr Sicherheit für die
zurückkehrenden Flüchtlinge und eine Überwachung des Prozesses durch das
Hochkommissariat für Flüchtlinge der Vereinten Nationen (UNHCR). In den
Camps kursieren Petitionen der Rohingya, in denen verlangt wird, dass vor
einer Rückkehr von Flüchtlingen die Rohingya offiziell als ethnische Gruppe
in Burma anerkannt werden und ihnen grundlegende Menschen- und Bürgerrechte
garantiert werden müssten. "Doch davon ist man in Burma noch weit
entfernt", sagte Delius.

Denn die Übergriffe von burmesischen Militärs auf Angehörige der Minderheit
halten weiter an. Jeden Tag fliehen zwischen 70 und 120 Rohingya vor dieser
Gewalt nach Bangladesch. Doch die Behörden Bangladeschs wollen diesen
Flüchtlingen um keinen Preis längerfristig Zuflucht gewähren. So sind rund
6.500 Flüchtende im Niemandsland des Grenzgebietes zurzeit blockiert. Sie
sollen als erste Gruppe gemeinsam mit geflohenen Hindu repatriiert werden.
Doch bislang sind nur wenige Muslime freiwillig bereit, in ihre Heimat
zurückzukehren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Januar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MUMIA/867: Gekaufte Politik (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 890

Gekaufte Politik

Die Superreichen bestimmen, was im US-Kongress geschieht

von Mumia Abu-Jamal, Januar 2018



In den letzten Jahren habe ich oft über den Einstieg sehr reicher Macher in
die Politik nachgedacht. Keine Frage, diese Superreichen mischten schon
immer mit in der Politik, aber eben nur selten in der Rolle von Politikern,
weil sie diese Tätigkeit als unter ihrer Würde ansahen. Es entsprach eher
ihrem Stil, wie die guten alten Raubritter des »Gilded Age«, des
»vergoldeten Zeitalters« der Blüte der US-Wirtschaft, ganz
selbstverständlich mit Taschen voller Geld in die heiligen Hallen der
Parlamente zu schreiten und sich buchstäblich alle Gesetze zu kaufen, die
ihren Wünschen und Interessen entsprachen. Nicht mehr und nicht weniger.

Zumindest seit den 1990er Jahren erlebten wir jedoch, wie Superreiche auf
der lokalen und bundesstaatlichen Ebene Ämter übernahmen. Dabei habe ich
mich oft gefragt, warum sie das taten. Die Antwort fand ich beim Lesen des
hervorragenden Buchs »From #BlackLivesMatter to Black Liberation« von
Professorin Keeanga-Yamahtta Taylor. Die Lehrbeauftragte am Institut für
afroamerikanische Studien der Princeton University zitiert darin aus der im
September 1976 erschienenen Untersuchung »Ethics and Profits: The Crisis of
Confidence in American Business« (etwa »Ethik und Profit: Die
Vertrauenskrise in der amerikanischen Geschäftswelt«) von Leonard Silk und
David Vogel. Für sie hatten die beiden Autoren hochrangige
Wirtschaftsführer interviewt, die unverhohlen ihre Verachtung gegenüber dem
US-Kongress zum Ausdruck brachten. Einer dieser Wirtschaftsmagnaten sagte:
»Es liegt an jedem von uns, die wichtigen Entscheidungen zu treffen, und
nicht an diesen hergelaufenen Prostituierten von Kongressabgeordneten,
denen es schon Befriedigung verschafft, wenn sie wiedergewählt werden.«

Verstanden? Genau darum geht es.

Aber dadurch, dass die Superreichen von Medien über Denkfabriken bis hin
zum US-Kongress alles kaufen und bestimmen können, haben sie selbst die
Frage aufgeworfen, ob Unternehmer die besseren Politiker sind. Mit dem
politischen Aufstieg des hochherrschaftlichen Vollidioten Donald Trump, der
als US-Präsident nichts als Chaos und Unheil stiftet, ist diese Frage
beantwortet.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 6 vom 8. Januar 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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MUMIA/866: Mumia Abu-Jamal muss weiter warten (jW)


junge Welt - Die Tageszeitung - Ausgabe vom 19.01.2018

Mumia Abu-Jamal muss weiter warten

Von Jürgen Heiser



Philadelphia. Im Fall des seit 36 Jahren inhaftierten US-Journalisten Mumia
Abu-Jamal hat ein Kriminalgericht am Mittwoch die Anhörung zu dessen
Revisionsanfechtung nach kurzer Verhandlung auf den 27. März vertagt.
Richter Leon Tucker gab damit dem neuen Bezirksstaatsanwalt Larry Krasner
Gelegenheit, alle Akten offenzulegen, die sein Vorgänger rechtswidrig unter
Verschluss gehalten hatte. In den Dokumenten vermuten Abu-Jamals Anwälte
Beweise dafür, dass die Ablehnungen der Berufungsanträge ihres Mandanten
rechtswidrig zustande gekommen sind. Grund sei die Befangenheit des
mittlerweile pensionierten Vorsitzenden des Obersten Gerichtshofs
Pennsylvanias, Ronald Castille, der zuvor auch als Staatsanwalt gegen 
Abu-Jamal ermittelt hatte. In einem ähnlich gelagerten Fall hatte der Supreme
Court der USA kürzlich das Verhalten Castilles als verfassungswidrig gerügt
und ein unter seiner Mitwirkung durchgeführtes Verfahren neu aufgerollt.

https://www.jungewelt.de/artikel/325610.mumia-abu-jamal-muss-weiter-warten.html

 * 

Quelle:

junge Welt vom 19.01.2018, Seite 6

mit freundlicher Genehmigung des Autors und der Redaktion

Überregionale Tageszeitung junge Welt

Torstraße 6, 10119 Berlin

Telefon: 030/53 63 55-0; Fax: 030/53 63 55-44

E-Mail: redaktion@jungewelt.de

Internet: www.jungewelt.de

 

Einzelausgabe: 1,60 Euro (Wochenendausgabe 2,00 Euro)

Abonnement Inland: monatlich 37,90 Euro

Sozialabo: monatlich 27,90 Euro

Solidaritätsabo: monatlich 47,90 Euro
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AUSSICHTEN/8163: Und morgen, den 22. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.01.2018 bis zum 23.01.2018 +++






[image: Jean-Luc 8163 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Der Himmel verhangen,

der Schneeregen naß,

Jean braucht nicht zu bangen,

er hat träumend Spaß.
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GLEICHHEIT/6549: "Tannbach" - Die 60er Jahre


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Tannbach": Die 60er Jahre

Von Sybille Fuchs

20. Januar 2018



Es ist ein löbliches, aber künstlerisch höchst anspruchsvolles Unterfangen,
Menschen durch das Erzählen individueller Schicksale geschichtliche
Erfahrung zu vermitteln. Das gilt ganz besonders, wenn es darum geht, einem
Millionenpublikum zur besten Sendezeit Zeitgeschichte plausibel
nahezubringen.

Mit den neuen drei Folgen der Serie "Tannbach - Schicksal eines Dorfes" ist
dem ZDF dies noch weniger gelungen als mit der ersten Staffel [1]. Auch in
diesen Folgen werden wieder altbekannte Klischees bemüht. Zwar werden
einige negative Zustände der westdeutschen Gesellschaft aufgezeigt, aber
diese erscheinen angesichts der Bedrohung durch den Warschauer Pakt als
notgedrungen hinnehmbar, während die unerbittliche Brutalität der DDR
Diktatur breit ausgewalzt wird.

Auch knüpfen die neuen Teile keineswegs so "nahtlos" an die ersten Folgen
an, wie es in vielen Werbetexten für die Sendung heißt. Damit die Zuschauer
sich orientieren können, müssen sie auf der Homepage der Sendung auf einige
Hilfsmittel zugreifen (z. B. den Stammbaum der Familien oder Erklärungen
ihrer Rollen durch die Darstellenden). Für einige Tage waren auch die
ersten drei Folgen noch in der Mediathek des Senders zu sehen. Die neuen
Teile können dort [2] jetzt noch aufgerufen werden.

Die zweite Staffel des TV-Dramas hat nicht ganz soviele Fernsehzuschauer
vor die Bildschirme gelockt, wie die erste von 2015, die jeweils weit mehr
als 6 Millionen anschauten. Aber mit jeweils über 5 Millionen hat immer
noch eine beträchtliche Anzahl die Schicksale zweier Familien in dem
fiktiven Dorf an der bayrisch-thüringischen Grenze verfolgt.

Mitten durch Tannbach verläuft wie im realen oberfränkischen Mödlasreuth,
das als Vorbild für die Fernsehproduktion diente, die deutsch-deutsche
Grenze. Während die ersten drei Teile sich mit der unmittelbaren
Nachkriegsgeschichte des geteilten Dorfes befassten, spielen die neuen
Teile in der Zeitspanne von 1960 bis 1968.

In Tannbach stehen sich Anfang der 1960er Jahre im Kalten Krieg Ost und
West feindlich und hoch gerüstet gegenüber. Die Familien von Striesow und
Schober sind wie zahllose deutsche Familien auseinandergerissen. Aber noch
ist es möglich, von einem Teil des geteilten Landes in den anderen zu
gelangen.

Es ist kaum möglich, die zahlreichen Handlungsstränge kurz zu beschreiben,
sie sind oft ziemlich künstlich miteinander verknüpft und werden ebenso wie
die Charaktere keineswegs immer stringent entwickelt. Die Motivation der
Personen ist häufig in sich widersprüchlich. Die Dialoge sind oft hölzern
und banal. Der Eindruck drängt sich auf, dass die Schauspieler mühsam gegen
das Drehbuch anspielen müssen, um den Figuren eine gewisse Glaubwürdigkeit
zu verleihen. Der gesamte historische Hintergrund soll den Zuschauern durch
das nahegebracht werden, was die Personen sagen. Das klingt daher oft, wie
aus dem Geschichtsbuch (westlicher Prägung) auswendig gelernt.

Wie in der ersten Staffel gibt es von Ausstattung und schauspielerischem
Engagement getragene eindrucksvolle Szenen. So finden Kinder beim Spielen
im Wald in West-Tannbach eine Granate. Emil, das älteste der
Schober-Kinder, kommt dabei ums Leben. Im Dorf wird verbreitet, es handele
sich um eine alte Wehrmachtsgranate. In Wirklichkeit handelt es sich bei
dem Fund um das versteckte Waffenlager einer Geheimarmee der NATO (einer
paramilitärischen Stay-behind-Organisation), der auch Graf Georg von
Striesow (Heiner Lauterbach) angehört. Gustl (Maximilian Brückner), der
Sohn des Altbauern Franz Schober (Alexander Held), ist Journalist. Er
schreibt darüber, verunglückt aber auf der Fahrt zu einem Zeitungsverlag,
weil die Bremsschläuche seines Autos durchtrennt worden sind.

Heinrich Schober (Florian Brückner), der Vater des getöteten Emil, und der
alte Schober geben der ältesten Tochter Christa (Mercedes Müller) die
Schuld an Emils Tod. Als Christa erfährt, dass ihr leiblicher Vater ein
französischer Zwangsarbeiter war, verzweifelt sie und rebelliert gegen die
Familie. Sie wird geprügelt und vom Vater und Großvater in ein von Nonnen
geführtes Heim gesteckt, wo es ihr noch übler ergeht. Eine Episode, die wie
das Granatendrama dunkle Punkte der Westgesellschaft beleuchten soll.

Dass aber der alte Franz Schober nicht nur Familientyrann, Ex-Nazi,
CSU-Mitglied und, glühender Franz-Josef-Strauß-Anhänger, sondern auch noch
Gründer und Vorsitzender eines Vertriebenenverbandes sein muss, obwohl er
selber weiterhin auf seinem angestammten Hof lebt und nie vertrieben wurde -
 all das ist etwas dick aufgetragen.

Die Vielzahl von Personen unterschiedlichster sozialer Milieus treten nicht
nur als Individuen auf, die sich in einer schwierigen historischen
Situation zurechtfinden und ihr Leben meistern müssen. Vielmehr sollen sie
gleichzeitig das gesamte politisch-gesellschaftliche Spektrum von Ost und
West abbilden. Dadurch gerät so Manches reichlich schief. In die einzelnen
Personen wird so viel Zeitgeschichtliches hineingepackt, dass sie als
Projektionsflächen für bestimmte stereotypische Klischees des Kalten
Krieges daherkommen.

An der im Osten lebenden Anna Erler (Henriette Confurius), der Tochter des
Grafen von Striesow, und ihrem Mann Friedrich (Jonas Nay) wird der
tragische Widerspruch zwischen ihrer idealistischen sozialistischen
Gesinnung und den Zwängen der stalinistischen Bürokratie deutlich. Andere
LGP-Bürokraten zeichnen sich durch Opportunismus und Denunziantentum aus.
Anna und Friedrich gelingt es nicht, die letzten freien Altbauern zum
Beitritt in die Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft (LPG) zu
überreden. Vor allem der Großbauer Mader sträubt sich. Er zündet lieber
seinen Hof an und begeht Selbstmord. Friedrich kommt in den Flammen um.

Als sich die Lage im Osten zuspitzt, verlassen immer mehr Menschen die DDR
in Richtung Westen. Anna versucht, ihr Leben mit den drei Kindern in
Tannbach-Ost zu meistern. Sie wendet sich der Kirche zu. Sie lässt sich
aber dennoch überzeugen, dass ein "antifaschistischer Schutzwall" die
Sicherheit und Stabilität bieten kann, in denen sich eine gerechtere Welt
aufbauen lässt.

Ein anderer Handlungsstrang dreht sich um Rosemarie von Striesow, die der
Graf in einer Westberliner Bar kennengelernt und geheiratet hat. Die von
Anna Loos gespielte neue Gräfin von Striesow ist einer der interessanteren
Charaktere. Sie wird wegen ihres mit der Todessstrafe bedrohten Bruders von
der Stasi erpresst und geht in den Westen, um Striesow auszuspionieren. Als
gut ausgebildete Textileinkäuferin geht sie davon aus, dass sie im Westen
eine adäquate Stelle finden kann. Dann wird sie jedoch mit der
konservativen Rolle der Frauen in Westdeutschland konfrontiert, die sozial
und rechtlich vollkommen von ihrem Ehemann abhängig ist. Sie darf ohne
Einverständnis ihres Mannes weder arbeiten, noch ein eigenes Konto
eröffnen.

Als ehemalige Ostbürgerin fährt sie zum Missfallen ihres Mannes immer
wieder als Einkäuferin für ein West-Versandhaus wegen einem Großauftrag mit
einem DDR-Textilkombinat nach Ost-Berlin. Sie hat durch den Journalisten
Gustl Schober von Georgs Rolle in der NATO-Geheimarmee erfahren und stellt
ihren Mann zur Rede. Dieser wirft ihr vor, dass sie ihm nie von ihrem
Bruder erzählt hat, der für zehn Jahre im DDR-Gefängnis sitzt. Das
Misstrauen zwischen den beiden wächst, als sie ihm die Affäre mit Gustl
Schober gesteht und ihm erklärt, dass die Stasi sie erpresst habe, ihn
auszuspionieren.

Im Zentrum des dritten Handlungskomplexes stehen die kranke Hilde Vöckler
(Martina Gedeck), die in dem Textilkombinat als einfache Näherin arbeitet
und Rosemarie bittet, ihren Sohn Horst (Robert Stadlober) zu finden. Sie
hatte ihn 1945 verraten, weil er als SS-Offizier in den letzten Kriegstagen
die Gräfin Striesow erschießen ließ. Sie will sich mit ihm aussprechen.

Da stocken plötzlich die Webmaschinen. Hilde gerät unter Sabotageverdacht.
Der Stasi-Major Robert Leonhardt (Rainer Bock) nimmt Kontakt zu Hilde auf,
denn er weiß, dass Horst inzwischen für den Bundesnachrichtendienst (BND)
arbeitet. Leonhardt kann nicht verhindern, dass Hilde nach einem erneuten
Sabotageakt festgenommen wird. Aber er ist von dieser Frau beeindruckt und
versucht, ihr ein letztes Treffen mit ihrem Sohn zu ermöglichen. Auch
Rosemarie gerät kurz unter Sabotageverdacht und landet in Ost-Berlin in 
U-Haft, kommt aber frei. In derselben Nacht beginnt der Bau der Mauer.

Sicher ist es historisch nicht falsch, wenn ein ehemaliger SS-Mann zunächst
bei der amerikanischen Besatzungsmacht und anschließend für den BND
arbeitet. Aber dass er dann auch noch schwul sein, als Opfer des Paragrafen
175 StGB ins Zuchthaus gehen und anschließend nach Lateinamerika auswandern
muss, bevor er einen Deal mit der Stasi eingeht, um seine im Osten
inhaftierte Mutter zu befreien, und dann das Stasi-Auto in die Luft sprengt
- all das ist dann doch ein bisschen viel auf einmal in einer Person, um
noch glaubwürdig zu wirken.

Die Person seiner Mutter jedoch, die von Gedeck hervorragend gespielt wird,
gehört mit ihrer Integrität und Menschlichkeit gegenüber ihren Kolleginnen
zu den überzeugenderen Figuren. Sehr behutsam ist auch ihre Beziehung zu
dem ins Zweifeln am Sinn seiner Tätigkeit geratenen Stasi-Major Robert
Leonhardt gestaltet. In der Regel sind die östlichen Personen in ihrer
Persönlichkeitsentwicklung meist etwas realistischer dargestellt als die im
Westen, auch wenn die ihnen gelegentlich in den Mund gelegten 
Ulbricht-Zitate ziemlich plakativ und aufgesetzt wirken.

Der sechste und vorerst letzte Teil von "Tannbach" spielt im Jahr 1968,
während des Prager Frühlings. Annas ältester Sohn Felix flieht aus der
Kaserne der NVA, weil er einen militärischen Einsatz gegen die
Tschechoslowakei befürchtet. Seine Mutter entscheidet sich, in der
Hoffnung, seine Desertation als kurzfristige Entfernung von der Truppe
herunterzuspielen, ihren Sohn sofort der Polizei zu übergeben. Aber er wird
zu einem Jahr Haft verurteilt.

Wie die Geschichte Annas und ihrer Kinder weitergeht, ob die 
Schober-Familie ihre inneren Fehden beenden kann oder ob das Ehepaar von Striesow
wieder zusammenfindet, bleibt offen. Der Regisseur Alexander Driebach
hofft, die Geschichten der geteilten Familien demnächst bis zum Mauerfall
fortführen zu können. Es ist zu befürchten, dass ihm auch dafür kein
besseres Drehbuch zur Verfügung stehen wird.

Holzschnittartig werden, wie bereits in der ersten Staffel, West und Ost
einander gegenüber gesetzt: Im Westen blüht das Wirtschaftswunder. Im Osten
herrschen dagegen Mangelwirtschaft und Sabotage. Die Ursachen von Beidem
bleiben im Dunkeln. Auch wenn krampfhaft versucht wird, nicht einseitig nur
die schlimmen Zustände in der DDR und die Niederschlagung des Prager
Frühlings zu schildern, sondern auch die Altnazis und Reaktionäre des
Westens und deren massive Aufrüstung zu thematisieren, bleibt der Westen
als die einzig realistische Existenzmöglichkeit übrig. Alle Reformversuche
im Osten sind zum Scheitern verurteilt. Auch die ehrlich vom Sozialismus
Überzeugten müssen sich schließlich in den Schoß der Kirche flüchten.

Es wird nicht klar, dass es sich bei der DDR keineswegs um "real
existierenden Sozialismus" und die "Diktatur des Proletariats" handelt,
sondern um eine Variante des Stalinismus, des Totengräbers der
Errungenschaften der Oktoberrevolution und des ersten Arbeiterstaats in der
Sowjetunion. So wird dem Zuschauer einmal mehr die Schlussfolgerung
aufgedrängt: Sozialismus kann nicht gelingen. Die Menschen seien nicht dazu
in der Lage, die soziale Ungleichheit und kapitalistische Ausbeutung
abzuschaffen und die Gesellschaft vernünftig nach ihren Bedürfnissen zu
gestalten. Unweigerlich ende jeder Versuch dazu in Diktatur und
Unterdrückung.


Anmerkungen:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2015/01/29/tann-j29.html

[2] https://www.zdf.de/filme/tannbach
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Generationswechsel an der Spitze der irischen Sinn-Fein-Partei

Die irische Politikerin Mary Lou McDonald soll an die Spitze der
Sinn-Fein-Partei rücken. Bei einem Treffen der Parteiführung in
Belfast wurde die Vizechefin als einzige Kandidatin für die Nachfolge
des scheidenden Parteivorsitzenden Gerry Adams bestätigt. Ihre Wahl
am 10. Februar gilt als sicher. McDonald rief ihre zahlreichen
Unterstützer in der Partei dazu auf, ein neues Irland zu schaffen.
Adams tritt nach 34 Jahren auf eigenen Wunsch vom Parteivorsitz
zurück.
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Tatverdächtiger nach Messerattacke in Bonn ermittelt

In Zusammenhang mit einem Messerangriff in der Bonner Innenstadt
haben die Ermittler einen 21jährigen festgenommen. Gegen den Mann
wurde auf Antrag der Staatsanwaltschaft Haftbefehl wegen des
Verdachts des versuchten Totschlags und der gefährlichen
Körperverletzung erlassen. Am frühen Samstagmorgen war ein 25jähriger
auf dem Bonner Marktplatz durch einen Messerstich in den Bauch
lebensgefährlich verletzt worden. Dem Angriff war eine
Auseinandersetzung zwischen mehreren Personen vorausgegangen. Laut
Behördenangaben handelt es sich bei dem 21jährigen um einen Bekannten
des Opfers.
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Heftiger Schußwechsel in Luxushotel in Kabul

In der afghanischen Hauptstadt Kabul haben mit Handfeuerwaffen und
Panzerfäusten bewaffnete Angreifer ein Luxushotel gestürmt und sich
anschließend ein 12stündiges Feuergefecht mit Sicherheitskräften
geliefert. Das afghanische Innenministerium sprach in einer ersten
Stellungnahme von sechs Toten und acht Verletzten. Insgesamt sollen
126 Menschen, darunter 42 Ausländer, aus dem Hotel Intercontinental
gerettet worden sein. Der afghanische Fernsehsender Tolo News
berichtete unter Berufung auf Angaben aus Sicherheitskreisen von 43
Toten. Die Taliban reklamierten den Angriff inzwischen für sich. Das
Hotel Intercontinental war schon einmal angegriffen worden. Bei einem
Anschlag im Juni 2011 starben 21 Hotelgäste und Mitarbeiter.
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Große Koalition rückt näher

Die SPD hat sich auf ihrem Sonderparteitag in Bonn mit knapper
Mehrheit für die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen mit der Union
entschieden. Der Schlußabstimmung war eine konfrontative und
emotionsgeladene Debatte vorausgegangen. In seiner einstündigen Rede
sicherte Parteichef Martin Schulz zu, in den anstehenden
Verhandlungen konkrete Maßnahmen zum Abbau der Zwei-Klassen-Medizin
durchzusetzen. Auch sollten befristete Arbeitsverhältnisse künftig
die Ausnahme sein. Außerdem versprach Schulz eine wirksame
Härtefallregelung für den Familiennachzug bei Flüchtlingen mit
eingeschränktem Schutzstatus. Damit stehen schwierige
Koalitionsverhandlungen bevor, denn CDU und CSU lehnen grundsätzliche
Änderungen der Sondierungsvereinbarungen strikt ab.
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Feuer in Prager Hotel

Bei einem Hotelbrand im Zentrum der tschechischen Hauptstadt Prag
sind vier Menschen ums Leben gekommen. Sieben Personen wurden teils
schwer verletzt, darunter auch zwei Feuerwehrleute. Den Brand im
Stadtteil Neustadt, wenige Meter vom Moldauufer entfernt, hatte die
Feuerwehr nach mehrstündigen Arbeiten gelöscht. Dichter Rauch machte
den Einsatz in den verwinkelten Fluren des fünfstöckigen Gebäudes aus
dem Jahr 1884 zusätzlich gefährlich. Zwei Einsatzkräfte stürzten im
Dunkeln in ein unteres Stockwerk hinab und verletzten sich schwer.
Das Feuer soll nach ersten Erkenntnissen im Erdgeschoß des
Viersternehotels ausgebrochen sein.
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NASA ändert ISS-Flugliste

Die Astronautin und Ärztin Serena Aunón-Chancellor wird Anfang Juni
zur Internationalen Raumstation ISS fliegen. Wie die
US-Weltraumbehörde NASA mitteilte, tritt die 41jährige an die Stelle
ihrer Kollegin Jeanette Epps, die in das Johnson Space Center in
Houston zurückkehren wird. Aunón-Chancellor kam 2009 in das
Astronautenkorps der NASA. Davor verbrachte sie neun Monate in
Rußland, wo sie medizinische Operationen für die Besatzungsmitglieder
der Raumstation unterstützte. In fünf Monaten wird sie nun zusammen
mit dem deutschen ESA-Raumfahrer Alexander Gerst und dem russischen
Kosmonauten Sergej Prokopjew zur ISS aufbrechen.

21. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7687: Aus aller Welt - 21.01.2018 (SB)
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US-Vizepräsident Mike Pence trifft in Jerusalem ein

US-Vizepräsident Mike Pence ist nach einem Treffen mit dem
ägyptischen Staatschef Abdel Fattah el-Sisi nach Jordanien
weitergereist. In Amman mußte sich Pence die Kritik von Abdullah II.
an der Anerkennung Jerusalems als israelischer Hauptstadt durch
US-Präsident Donald Trump anhören. Der Monarch erinnerte nach Angaben
von Journalisten an die Bedeutung Jerusalems sowohl für Muslime und
Christen wie auch Juden. Der Status der Stadt kann laut Abdullah
nicht einseitig festgelegt werden. Pence entgegnete, die Entscheidung
Trumps sei historisch. Am Sonntagabend wurde der Vizepräsident in
Israel erwartet. Für Montag war eine Begegnung mit Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu in Jerusalem geplant. Außerdem wollte Pence vor
dem israelischen Parlament auftreten. Der evangelische Klerikale
Pence hatte sich maßgeblich für die umstrittene Entscheidung Trumps
zur Anerkennung Jerusalems eingesetzt. Deswegen wollen Christen und
Palästinenser auch nicht mit Pence zusammenkommen.
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Grippeimpfung wenig wirksam

Bekanntlich wirkt die verbreitete Dreifachimpfung in dieser Saison
nur bedingt. Wie das Landesgesundheitsamt von Baden-Württemberg laut
Deutschem Ärzteblatt mitteilte, wurden rund 70 Prozent der
nachgewiesenen Grippefälle durch Influenza B-Viren der Yamagata-Linie
verursacht, gegen die der saisonale Impfstoff nicht schützt. 
Demgegenüber soll der Vierfachimpfstoff wirksam sein. Bislang sollen 
in dem südlichen Bundesland bereits acht Menschen infolge von Grippe
gestorben sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7675: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Umwelthilfe verklagt zehn Städte

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) klagt im Zusammenhang mit dem
Dieselabgasskandal gegen die Stadt Stuttgart und neun weitere Städte
(Berlin, Frankfurt am Main, Hamburg, Hannover, Köln, Mainz, München,
Düsseldorf und Wiesbaden). Die DUH möchte erreichen, daß die Luft in
diesen Städten nicht weiter durch Dieselfahrzeuge des
Volkswagenkonzerns belastet wird. Am kommenden Mittwoch wird sich das
Düsseldorfer Verwaltungsgericht mit der ersten der zehn Klagen
befassen. Die DUH hatte die Kfz-Zulassungsstellen genannter Städte
aufgefordert, die Nutzung von Fahrzeugen mit illegaler Software zu
untersagen. Die Betriebserlaubnis für Autos mit dem VW-Motor EA 189
EU5 sei erloschen. Die Zulassungsstellen waren dieser Auffassung
nicht gefolgt, so daß sich die DUH zum Beschreiten des Rechtswegs
gezwungen sah. VW verweist auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts
Schleswig, wonach die EG-Typgenehmigung für Fahrzeuge mit dem
fraglichen Motor nicht ungültig ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7601: Sprache, Kunst und Medium - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Kleine Mittelmeerinsel ist bis Jahresende Europas Kulturhauptstadt

In Maltas Hauptstadt Valletta haben am Samstagabend die
Feierlichkeiten als Europäische Kulturhauptstadt 2018 begonnen. Bei
moderaten Wintertemperaturen zog es mehr als 100.000 Menschen zu den
Darbietungen an mehreren Plätzen in der historischen Festung, wie der
Deutschlandfunk berichtet.

Bei rund 6000 Einwohnern, die sich auf mehrere kleine Inseln 
verteilen, ist Valletta - das zum Unesco-Weltkulturerbe zählt - der 
bisher kleinste Bewerber, der den Zuschlag erhielt. Allerdings ist das 
Inselreich auch finanzstark genug, um sich diesen Luxus leisten zu 
können. Bis zum Jahresende sind mehr als 400 Veranstaltungen geplant, 
darunter im Sommer auch die Eröffnung eines neuen Kunstmuseums.
Bei der zweiten Europäischen Kulturhauptstadt, Leeuwarden in den
Niederlanden, fällt die Eröffnung auf das kommende Wochenende.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7665: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Türkische Truppen überqueren syrische Grenze

Die Türkei läßt in dem vor einer Woche gestarteten Krieg gegen
kurdische Milizen in den grenznahen syrischen Regionen Afrin und
Manbidsch nach Artillerie- und Luftangriffen Soldaten in das
Nachbarland einmarschieren, wie Ministerpräsident Yildrim am Sonntag
meldete. Die in London ansässige Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte berichtete von schweren Kämpfe der kurdisch geführten
Allianz der Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF) und türkischen
Truppen an der Staatsgrenze. Mit der Offensive gegen die
Volksverteidigungseinheiten (YPG), welche die SDF dominieren, will
Ankara verhindern, daß die beiden hundert Kilometer
auseinanderliegenden kurdischen Enklaven zusammengeschlossen werden
und das Kerngebiet eines kurdischen Staates nach dem Ende des
Syrienkrieges bilden können. Der türkische Präsident Erdogan warnte
seine Landsleute, sich dem nationalen Kampf etwa durch
Protestkundgebungen zu widersetzen.

Syriens Präsident Assad sprach am Sonntag von einer brutalen
türkischen Aggression zur Unterstützung terroristischer
Organisationen. Der iranische Außenminister Ghassemi warnte in einer
Presseerklärung, die türkischen Operationen in Afrin könnten
verheerende Auswirkungen haben und die Miliz Islamischer Staat (IS)
in Syrien erneut stärken. Rußland hat unterdessen seine Soldaten aus
der Region um die Stadt Afrin abgezogen, um sie nicht zu gefährden
und Provokationen zu vermeiden. Das gab das Verteidigungsministerium
in Moskau der Agentur Tass zufolge bekannt. Frankreichs Außenminister
Le Drian sprach sich nach einem Telefonat mit seinem türkischen
Amtskollegen Cavusoglu für eine Sondersitzung des Uno-Sicherheitsrats
aus. Le Drian fordert einen umfassenden Waffenstillstand und den
bedingungslosen Zugang für humanitäre Hilfe nach Ghouta, Idlib und
Afrin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7679: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Elysée-Vertrag soll erneuert werden

Der am 22. Januar 1963 vom damaligen Bundeskanzler Adenauer und vom
französischen Staatschef de Gaulle unterzeichnete Elysée-Vertrag zur
Befestigung der nach dem Zweiten Weltkrieg geschlossenen
deutsch-französischen Freundschaft soll noch im laufenden Jahr
erneuert werden. Das haben Bundeskanzlerin Merkel und Präsident
Macron zum Jahrestag des Abkommens vereinbart. In einer am Sonntag
verbreiteten Erklärung heißt es, Frankreich und Deutschland strebten
den weiteren Ausbau der deutsch-französischen Zusammenarbeit an, um
den politischen, sozialen, wirtschaftlichen und technologischen
Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte zu begegnen. Ziel sei,
gemeinsame Positionen zu allen wichtigen europäischen und
internationalen Themen zu entwickeln. Am Montag begehen Bundestag und
Nationalversammlung den 55. Jahrestag des Elysée-Vertrags mit
gemeinsamen Sitzungen in Berlin und Paris. Beide Institutionen wollen
Resolutionen verabschieden, mit denen die Regierungen beider Länder
zur Ausarbeitung eines neuen Freundschaftsabkommens aufgerufen
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7651: Tragisches und Kurioses - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Zermatt ist erneut von der Außenwelt abgeschnitten

Innerhalb von zwei Wochen ist der Schweizer Wintersportort Zermatt am
Fuß des Matterhorns nur noch über die Luft erreichbar. Nach ergiebigen
Schneefällen und erheblicher Lawinengefahr mußten der Bahnverkehr und
die Straßenverbindung in das nur sechs Kilometer talabwärts gelegene
Täsch gesperrt werden.

Damit sitzen die momentan etwa 9000 Urlauber sowie die Einwohner seit
dem Vorabend erneut in dem Dorf fest. Zwar wurde am Sonntag ein
Hubschrauber-Shuttle nach Täsch eingerichtet, für den sich eine lange
Warteschlange bildete, aber der wurde auch bald wegen schlechter Sicht
eingestellt, wie die Deutsche Welle berichtete.

Bei nur leichtem Nachtfrost sind weitere Schneefälle zu erwarten. Am
Montag sollen die Temperaturen bis zu fünf Grad steigen, so daß mit
Lawinenabgängen gerechnet werden muß.

Wegen des relativ feuchten Neuschnees auf der verharschten alten Decke
ist die Lawinengefahr extrem hoch. Deshalb gibt es für die Urlauber
auch kaum Wintersportmöglichkeiten.

21. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7676: Arbeit, Soziales und Familie - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Hunderttausende protestieren gegen Trump und Frauenfeindlichkeit

In den USA haben zum Jahrestag der Amtseinführung von Präsident Trump
Hunderttausende von Menschen gegen dessen Regierung sowie gegen
Frauenfeindlichkeit und für Gleichberechtigung von Frauen und Männern
demonstriert. An der Kundgebung in Los Angeles sollen 600.000
teilgenommen haben, in Chicago 300.000. Für rund 250 Städte
landesweit waren Demonstrationen zum sogenannten "Women's March"
geplant gewesen. Bereits einen Tag nach der Amtseinführung hatten
etwa fünf Millionen Amerikaner gegen den neuen Präsidenten
protestiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7659: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Buschfeuer verwüsten Nationalpark nahe Sydney

Mehrere Buschfeuer wüten gerade im Royal National Park südlich der
Metropole Sydney. Wie die Feuerwehr dpa zufolge mitteilte, konnten
aber Hunderte von Menschen mit Booten von Stränden des an der Küste
liegenden Nationalparks gerettet werden. Nach Angaben von Lokalmedien
sollen sich etwa 1000 Besucher in dem 150 Quadratkilometer großen
Nationalpark aufgehalten haben, als der Brand ausbrach. Bislang
zerstörte das Feuer etwa 600 Hektar Land. Die Feuerwehr geht von
Brandstiftung aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7664: Märkte und Finanzen - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Bahn investiert in Vegetationsmanagement zur Trassensicherung

Der Orkan Friederike hat letzte Woche am Schienennetz der Deutschen
Bahn hauptsächlich durch umgestürzte Bäume Schäden hinterlassen, die
einen regulären Zugverkehr auf den Fernstrecken erst am Sonntag
wieder ermöglichten. Das Unternehmen beantwortet die unvermutete
Wetterkatastrophe und ihre Folgen mit erhöhten Investitionen in die
Sturmsicherheit der Trassen. Die entsprechenden Mittel sollen in den
nächsten fünf Jahren von bisher 100 Millionen Euro auf 125 Millionen
Euro aufgestockt werden. Damit sollen unter anderem Forstarbeiten
entlang der Schienen finanziert werden. 150 Mitarbeiter, darunter
einige Förster, sollen für das sogenannte Vegetationsmanagement
zusätzlich eingestellt werden. Der Fahrgastverband Pro Bahn empfiehlt
niedrigeren Bewuchs an den Gleisen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7682: Aus Forschung und Technik - 21.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Vorstellungstermin von Samsungs Galaxy S9 rückt näher

Mit dem 26. Februar rückt der Zeitpunkt immer näher, wo Samsung sein
neues Flaggschiff Galaxy S9 vorstellen wird. Laut heise online soll
Samsung-Präsident Kim Dong-jin auf der Elektronikmesse CES in Las 
Vegas bestätigt haben, daß das S9 zum Mobile World Congress (MWC) Ende 
Februar kommen wird. An Neuerungen ist bislang bekannt, daß vor allem 
bei den Kameras und dem Display massiv aufgestockt wird. So soll das 
S9 über sehr lichtempfindliche Kameras verfügen. Seine maximale Blende 
soll nur noch f/1.5, die vom S9+ womöglich f/1.4 haben. Weiter steht 
fest, daß die Kameras Zeitlupenvideos aufnehmen werden. Offenbar soll 
die Bildrate 1000 fps betragen, was einen neuen Rekord bedeuten würde. 
Während das S9 weiter mit einer Linse auskommen muß, wird beim S9+ 
wohl eine Doppelkamera auf der Rückseite zum Einsatz kommen. Alle 
Hauptkameras in den S9-Modellen werden wohl 12 Megapixel erfassen. Als 
Prozessor wird Samsung in Europa wohl auf den Exynos 9810 setzen, der 
einen neuen Image-Signal-Prozessor enthält, der für die digitale 
Nachbearbeitung der Bilder zuständig ist. Obgleich das
Exynos-Mainboard auf der Technik SLP (Substrate Like PCB) basieren 
soll, durch die mehr Leiterbahnschichten übereinander gestapelt werden 
können, als bei der bislang üblichen Methode High Density Interconnect 
(HDI), wird der dadurch zusätzlich entstehende freie Platz im 
Smartphone-Gehäuse wohl nicht dazu genutzt werden, daß ein größerer 
Akku eingebaut wird. Auch beim Display wird es keine augenscheinliche 
Änderung geben. Allerdings setzt Samsung bei ihm angeblich auf die 
Y-OCTA-Technik, bei der der Touchscreen direkt ins Display eingebaut 
wird. Dadurch kann auf eine zusätzliche Schicht verzichtet werden, so 
daß das Gerät leichter wird. Die meisten Experten rechnen damit, daß 
das S9 um die 1000 Euro kosten wird. Bei der S9+-Variante wird man 
wohl 100 Euro draufpacken müssen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1638: Bundesregierung muss Völkerrechtsbruch der Türkei verurteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Januar 2018

Bundesregierung muss Völkerrechtsbruch der Türkei verurteilen



"Angesichts des verbrecherischen Überfalls der türkischen Armee auf Afrin
im Norden Syriens muss die Bundesregierung einen sofortigen Rüstungsstopp
verhängen. Merkel und Gabriel müssen den eklatanten Bruch des Völkerrechts
durch den Nato-Partner Türkei gegen die Kurden in Syrien deutlich
verurteilen", erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin und stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zum türkischen Angriff im Norden
Syriens. Dagdelen weiter:

"Wer jetzt nicht seine Stimme gegen den türkischen Einmarsch erhebt und
weiter schweigt, wie Union und SPD, macht sich mitschuldig am kriminellen
Vorgehen der islamistischen Verbrecherclique um Erdogan gegen diejenigen,
die sich der Barbarei des IS seit Jahren mutig entgegenstellen. Und wer
jetzt türkische Panzer ertüchtigen möchte, leistet Beihilfe zum
Völkerrechtsbruch und tritt das Grundgesetz mit Füßen, das Handlungen, die
geeignet sind einen Angriffskrieg zu führen oder vorzubereiten unter Strafe
stellt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2018 
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1596: Kanzlerin Merkel und der bulgarische Ministerpräsident Boyko Borisov, 20.01.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Sofia - Samstag, 20. Januar 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem bulgarischen
Ministerpräsidenten Boyko Borisov

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



MP Borisov: Guten Tag, herzlich willkommen! Guten Tag auch der Kanzlerin
der Bundesrepublik Deutschland, Angela Merkel! Sie ist hier zu einem
Arbeitsaufenthalt. Wir haben uns zu vielen Themen unterhalten. Nach ihrem
Besuch in Paris bei Präsident Macron ist sie hier hergekommen. Wir geben
ihr sofort das Wort.

BK'in Merkel: Lieber Boyko Borisov, sehr geehrter Herr Ministerpräsident,
ich möchte mich erst einmal für den herzlichen Empfang hier in Sofia
bedanken. Ich freue mich, dass ich die Gelegenheit habe, zu Beginn der
bulgarischen Präsidentschaft heute hier zu Gast zu sein. Denn wir setzen
natürlich große Erwartungen in diese bulgarische Präsidentschaft. Sie ist
durch die bulgarische Regierung sehr, sehr gut vorbereitet. Ich denke auch,
das Motto, dass Einigkeit stark macht, ist genau das Motto, das wir jetzt
in der Europäischen Union brauchen.

Bulgarien hat eine sehr exponierte geografische Lage innerhalb der
Europäischen Union. Daraus erwachsen neben dem laufenden Geschäft, das
natürlich die Richtlinienarbeit der estnischen Präsidentschaft fortsetzt
und in dem man auch gut mit Österreich kooperiert, natürlich spezielle
Möglichkeiten Bulgariens, seinen Einfluss, sein Wissen, seine Geschichte
mit einzubringen, um bestimmte nachbarschaftliche Beziehungen in besonderer
Weise zu berücksichtigen.

Deshalb haben wir heute hier neben der Entwicklung in Bulgarien sehr
intensiv über die Nachbarschaft gesprochen, auch über den Plan Bulgariens,
hier im Mai einen informellen EU-Gipfel zum Thema Westbalkan mit den
Staaten des westlichen Balkans stattfinden zu lassen, die alle eine 
EU-Beitrittsperspektive haben, aber die natürlich auch eine Vielzahl von
Problemen zu lösen haben. Hierbei können wir uns auf die Kenntnisse der
bulgarischen politischen Führung verlassen und wissen, dass das sehr, sehr
gut vorbereitet wird. Wir stimmen in der Zielsetzung vollkommen überein.
Ein friedliches Europa ist auch auf ein gutes Zusammenleben der Staaten des
westlichen Balkans angewiesen. Genau deshalb geben wir ihnen und haben sie
auch die europäische Perspektive.

Wir müssen hierbei natürlich auch sichtbare Erfolge beibringen. Wir kennen
das aus dem sogenannten Berliner Prozess, den Deutschland auch angestoßen
hat und zu dem in diesem Jahr Großbritannien einladen wird. Wir alle werden
hierbei sehr stark Hand in Hand arbeiten, um insbesondere die, wie man es
etwas technisch sagt, Konnektivität voranzubringen, also die Möglichkeit,
dass sich Menschen begegnen. Das bedeutet Infrastruktur, vor allen Dingen
auch Straßen- und Schieneninfrastruktur. Hier haben wir darüber geredet,
dass wir bei den Infrastrukturprojekten schneller werden müssen. Hierbei
werden Deutschland und Bulgarien sehr eng zusammenarbeiten.

Ein zweiter Schwerpunkt ist natürlich die Nachbarschaft zur Türkei. In
diesem Zusammenhang haben wir sehr intensiv über Migrationsfragen
gesprochen. Bulgarien wird das Dossier zur gemeinsamen europäischen
Asylpolitik vorantreiben. Aber ich möchte Bulgarien auch ganz herzlichen
Dank für seinen Außengrenzschutz sagen. Das ist eine große Aufgabe, gerade
an der bulgarisch-türkischen Grenze. Deutschland unterstützt Bulgarien.
Frontex unterstützt Bulgarien. Wir stehen mit Rat und Tat beiseite. Aber
die Hauptarbeit muss hier geleistet werden. Dafür möchte ich mich sehr
herzlich bedanken.

Deshalb begrüße ich ausdrücklich die Initiative des bulgarischen
Ministerpräsidenten Boyko Borisov mit den Präsidenten des Europäischen
Rates, der Europäischen Kommission und des Europäischen Parlamentes, ein
Treffen mit dem türkischen Ministerpräsidenten stattfinden zu lassen, um in
aller Offenheit über alle anstehenden Fragen zu sprechen. Denn wir brauchen
ein geregeltes Verhältnis mit unserer Nachbarschaft, um auch die Probleme,
die sich ergeben, lösen zu können.

Wir haben auch über die Frage der Gasversorgung gesprochen. Ich begrüße
ausdrücklich die Vorstellung Bulgariens, in Varna einen Hub für Gas
einzurichten, der der Diversifizierung des Gasbezugs innerhalb der
Europäischen Union dient. Bulgarien hat hier auch eine strategische Lage.
Insofern wollen wir dieses Projekt ausdrücklich unterstützen.

Ich möchte Danke sagen für die Gastfreundschaft. Ich möchte Danke sagen für
die Arbeit, die bisher schon in der Vorbereitung und innerhalb der
Präsidentschaft geleistet wurde. Deutschland wird an der Seite Bulgariens
stehen, um die Projekte, die sich Bulgarien vorgenommen hat, zu
unterstützen.

MP Borisov: Vielen Dank. Wir alle warten ungeduldig auf die Entscheidung
der deutschen Sozialdemokraten. Denn wir erwarten, dass Deutschland bald
eine Regierung hat. Denn Deutschland ist der Motor Europas, und es ist im
Sinne aller, dass dort so schnell wie möglich eine Regierung gebildet wird.

Ich danke für die Unterstützung in Bezug auf den Gas-Hub; ich danke in
Bezug auf den Grenzschutz; ich danke für die 165 Millionen Lewa, die
Bulgarien erhalten hat. Wir danken für die Polizeizusammenarbeit und für
Frontex. Denn mit deren Unterstützung schützen wir die Schengen-Außengrenze
der Europäischen Union.

Was soll ich Ihnen sagen, der Berliner Prozess ist genau das Richtige für
den Westbalkan. Dieser Prozess hat vor drei, vier Jahren angefangen, und
ihm sind jetzt alle beigetreten. Ich habe aufgeatmet, als ich gehört habe,
dass die Finanzierung, der Autobahnen, der Häfen und der Eisenbahn
gesichert ist. Das ist ein großes Zugeständnis für den Balkan. Denn dadurch
wird der Verkehr von Waren, Dienstleistungen und Menschen erleichtert. Die
Finanzierung ist eine Garantie für den Erfolg. Aber die Europäische Union,
auch in der Person von Angela Merkel, wird sich bei diesen Projekten
engagieren.

Weiter ist es sehr wichtig, dass wir das fortsetzen, was die estnische
Präsidentschaft angestoßen hat. Denn wir brauchen eine Kontinuität. In
diesem Sinne werden wir im Bereich der digitalen Technologie und der
Cybersecurity weiterarbeiten, auch im Bereich der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik. Wir haben uns zum Ziel gesetzt, aktiv für den
mehrjährigen Finanzrahmen zu arbeiten und natürlich, wenn die Zeit reicht,
für die Gemeinsame Agrarpolitik. Auch sie ist außerordentlich wichtig. Aber
zusammen mit den österreichischen Kollegen, mit Sebastian Kurz und seiner
Regierung, wollen wir erreichen, dass das Thema Westbalkan auch während der
nächsten Präsidentschaften bearbeitet wird.

Ich freue mich insbesondere darüber, dass die Europäische Union eine
friedliche und freundschaftliche Nachbarschaftspolitik führt. Wir werden
uns auch einbringen. Denn nur dann kann Europa ein friedlicher Raum des
Wohlstands sein.

Vielen Dank, Angela, dass du dir die Zeit genommen hast, dir unsere Meinung
anzuhören.

Frage: Frau Merkel, Deutschland hält einen wichtigen Schlüssel zum
Schengener Raum. In diesem Zusammenhang: Wann wäre es Ihrer Meinung nach
realistisch, dass unser Land dem Schengener Raum beitritt?

Herr Ministerpräsident, auch eine Frage an Sie: In Straßburg haben Sie in
dieser Woche von der europäischen Spitze verlangt, eine Roadmap für die
Integration des Westbalkans zu erstellen. Welches sollen die Stützpunkte in
dieser Roadmap sein?

BK'in Merkel: Wir diskutieren seit langer Zeit über die Frage des 
Schengen-Beitritts von Bulgarien. Wir sehen auch, welche Anstrengungen gemacht
wurden und unterstützen Bulgarien auch. Bulgarien ist heute quasi schon das
Land, das zum Teil die Außengrenzen schützt ich denke dabei an die 
türkisch-bulgarische Grenze , sodass ich mir durchaus vorstellen kann, dass wir in
absehbarer Zeit, auch wenn ich jetzt keinen Zeitpunkt nennen kann, doch zu
einer schrittweisen Einführung von Schengen kommen. Man könnte mit den
Flughäfen beginnen. Wir brauchen dazu eine einstimmige Entscheidung
innerhalb der Europäischen Union, also unter den Mitgliedsstaaten. Ich
denke, dieses Thema wird sehr schnell wieder auf der Tagesordnung stehen.

Was den Westbalkan anbelangt die Frage ging ja an den Ministerpräsidenten ,
so will ich für Deutschland nur sagen: Wir sehen die Beitrittsperspektive.
Für uns ist aber wichtig, dass das auch auf der Erfüllung der Kriterien
basiert. Das heißt, wir können Kapitel öffnen und Beitrittsprozesse
beginnen, aber es muss immer auch die jeweilige Leistung seitens des Landes
erbracht werden, das den Beitritt möchte, es muss also, wie man auf
Englisch sagen würde, "condition based" sein. Dann wird die
Beitrittsperspektive von uns absolut unterstützt.

MP Borisov: Es ist kein Zufall, dass ich das mehrmals wiederhole. Es sind
zwei Takte, zum einen rein politisch: Die Europäische Union und die
Kandidaten arbeiten die Kapitel eines nach dem anderen ab. Die Ambition der
Elite der Balkanstaaten sollte es also sein, die Bedingungen so schnell wie
möglich zu erfüllen. Dann wird auch der Beitrittstermin näher rücken. Damit
wir diesen Ländern, diesen Völkern, zeigen, dass sie auf dem Weg zu Europa
sind, dass ihnen Europa entgegenkommt, sollten wir mit Darlehen von der
Weltbank, der EZB usw. die Infrastruktur aufbauen, die sie Europa annähern
wird und ihre Wettbewerbsfähigkeit steigert. Die deutsche Kanzlerin hält
das für eine gute Idee. Sie ist auch der Meinung, dass man das Geld, das
erforderlich wäre, stückweise zahlen wird. Es wird viel teurer kommen, wenn
wir diesen Ländern keine europäische Perspektive geben.

Was Schengen anbelangt, so werden wir am 6. Februar den holländischen
Kollegen hier zu Besuch haben. Was den Luftraum und die Wassergrenze
anbelangt, kann Bulgarien dem Schengener Abkommen sofort beitreten. Weil
Holland lautstark verkündet hat, dass es gegen den Beitritt Bulgariens und
Rumäniens zum Schengener Abkommen ist, geben wir jetzt den holländischen
Experten die Möglichkeit, Grenzen zu besichtigen. Sie sollen sich
aussuchen, wo sie sich die Grenze anschauen. Dann werden wir, wie Angela
gesagt hat, erneut Gespräche führen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie sind in den letzten Tagen außenpolitisch
sehr aktiv. Heißt das, dass innenpolitisch alles bestens läuft und dass
Deutschland bald eine stabile Regierung bekommt?

Ich habe noch eine Frage an Herrn Borisov: Sind Sie davon überzeugt, dass
Sie von Deutschland in Bezug auf die Kohäsionspolitik nach dem Brexit und
in Bezug auf den Beitritt Bulgariens zur Eurozone unterstützt werden?

BK'in Merkel: Es ist ja so, dass wir jetzt den Parteitag der SPD abwarten,
um dann hoffentlich so hoffe ich es jedenfalls Koalitionsgespräche für die
Bildung einer stabilen Regierung aufnehmen zu können. Aber es ist natürlich
so das habe ich in meiner Neujahrsansprache gesagt , dass die Welt nicht
auf uns wartet. Das heißt, wir müssen als geschäftsführende Regierung auch
unsere Pflichten tun. Da war es mir ein Bedürfnis, wirklich ein Bedürfnis
von Herzen, hier nach Bulgarien zu kommen und einfach durch meinen Besuch
zu zeigen: Wir unterstützen die bulgarische Präsidentschaft. Das ist die
erste Präsidentschaft Bulgariens; das ist eine große Sache. Wir wissen aus
dem eigenen Land, wenn wir einmal die Präsidentschaft innehaben, wie
intensiv man sich darauf vorbereitet.

Dies hier war für mich wirklich ein sehr interessantes Gespräch, weil die
Perspektive im Hinblick auf eine gute Nachbarschaftspolitik und natürlich
auch im Hinblick auf die Fragen der wirtschaftlichen und bilateralen
Entwicklung bzw. der Entwicklung Bulgariens an sich eine ist, die wir sehr
teilen.

Ich versuche also, meine Pflichten, die jeden Tag bestehen, vernünftig zu
erfüllen und gleichzeitig natürlich auch intensiv daran zu arbeiten, dass
wir bald eine stabile Regierung haben.

MP Borisov: Ich hoffe sehr, dass sich unser Freund Martin Schulz er ist
mehrmals in Bulgarien gewesen und ein großer Freund Bulgariens auf dem 
SPD-Parteitag richtig entscheiden wird, sodass Deutschland bald eine Regierung
bekommt. Ich weiß, wie Martin Schulz zu Bulgarien steht. Ich glaube, Frau
Kollegin, dass er keinesfalls beleidigt wäre, dass Frau Merkel uns
vorgezogen hat.

Zur Kohäsionspolitik: Ich kann Bundeskanzlerin Merkel zitieren; ich habe
sie zu diesem Thema gefragt. Sie hat mich gefragt, ob die Kohäsionspolitik
für Bulgarien funktioniert. Ich habe ihr gesagt: Alles Gute, was wir
erreicht haben Infrastruktur, Bildungsinfrastruktur, Autobahnen, Schulen,
Wettbewerbsfähigkeit, Umweltschutz verdanken wir den Kohäsionsfonds. Sie
hat gesagt: Dann sollen die Kohäsionsfonds bleiben. Ich glaube, das ist
eine gute Antwort auf Ihre Frage.

Frage: Sie treffen sich in den letzten Tagen sehr intensiv mit europäischen
Staats- und Regierungschefs, darunter auch mit Präsident Macron. Heißt das,
die Umstrukturierung der Europäischen Union hat bereits begonnen?

Mit welcher Geschwindigkeit werden die Prozesse der Festigung der EU
laufen?

Herr Ministerpräsident, meine Frage an Sie lautet folgendermaßen: Sie haben
den Berliner Prozess erwähnt. Dürfen wir eine deutsch-bulgarische
Initiative in diesem Prozess erwarten?

Wie wird Bulgarien während der EU-Ratspräsidentschaft versuchen, eine
gemeinsame Position zu Migrationsfragen zu entwickeln?

BK'in Merkel: Ich war gestern bei dem französischen Präsidenten Emmanuel
Macron zu Besuch. Ich glaube, ich darf sagen, dass die Umstrukturierung der
Europäischen Union schon vor längerer Zeit begonnen hat. Wir haben uns in
Bratislava getroffen; wir haben 50 Jahre Römische Verträge begangen und
gefeiert. Wir haben nicht nur gefeiert, sondern haben gesagt: Wir brauchen
eine Agenda der politisch Verantwortlichen, der Staats- und
Regierungschefs. Diese Agenda ist noch einmal durch das bestärkt worden,
was Emmanuel Macron vonseiten Frankreichs gesagt hat.

Das heißt, wir wollen sehr messbare Erfolge erzielen. Wir haben es zum
Beispiel innerhalb eines Jahres geschafft, die europäische
Verteidigungspolitik auf den Weg zu bringen. Wir haben eine Partnerschaft
mit Afrika. Wir reden über den Schutz der Außengrenzen, über den wir Jahre
nicht geredet haben. Wir haben die Freizügigkeit geschaffen, uns aber um
den Schutz der Außengrenzen nicht gekümmert. Wir werden die Festigung der
Eurozone zum Beispiel mit dem Thema Bankenunion und anderen Fragen
betreiben. Wir müssen auf eine gemeinsame Forschungspolitik mehr Wert legen
oder wenn ich an die wirklich revolutionär disruptiven Veränderungen im
Bereich der Digitalisierung, der künstlichen Intelligenz denke.

Das heißt, es ist eine auf die ganze Breite angelegte Neuausrichtung der
Europäischen Union, die zeigt: Wir wollen uns auf der Welt behaupten; wir
wollen unsere Stimme erheben; wir wollen unsere Werte durchsetzen; wir
wollen, was die Themen angeht, die die Menschen bewegen zum Beispiel der
Klimawandel oder der Hunger , eine aktive Stimme sein. Das bedeutet
natürlich, dass wir gemeinsam handeln müssen. Wir haben heute auch über die
strategische Frage der Partnerschaft mit China gesprochen. Dabei müssen wir
mit einer Stimme agieren.

Das heißt also: Hier ist einiges im Gange, und wir sind alle gemeinsam
entschlossen. Die bulgarische Präsidentschaft wird uns dabei helfen, dies
schneller als in der Vergangenheit zu machen. Heute spielt Zeit eine große
Rolle. Man kann nicht sagen: Ich nehme mir etwas vor, aber das dauert jetzt
ein ganzes Jahrzehnt. Dann hat sich die restliche Welt schon sehr weit
verändert. Wir müssen als Europäer zum Teil schneller werden.

MP Borisov: Selbstverständlich sollten wir im Format 16 plus 1 in Sofia
nicht nur die Frage der Investitionen der 16 Länder auf dem Balkan
behandeln, sondern wir brauchen eine Reziprozität. Die Märkte sollen sich
einander öffnen. Ich bin mir meiner Verantwortung völlig bewusst und werde
versuchen, Fortschritte bei diesem Thema auf beiden Seiten nach vorne zu
treiben.

Was die Eurozone anbelangt, so wissen Finanzminister Schäuble und auch
Bundeskanzlerin Merkel, dass Bulgarien zu den diszipliniertesten Ländern
der EU gehört - mit geringen Schulden, einem Haushaltsüberschuss, einer
Goldreserve, einem Wirtschaftswachstum von vier Prozent und sechs Prozent
Arbeitslosigkeit, null Prozent Inflation und einem Einkommenswachstum von
10 bis 12 Prozent. Natürlich wollen wir diesbezüglich noch mehr und dies
auch schneller. Bulgarien stellt vor diesem Hintergrund kein Risiko dar.
Der Weg zum Warteraum der Eurozone ist offen. Die EZB soll handeln und soll
sich entscheiden, aber unsere Aufgaben haben wir gemacht.

Frage: Frau Kanzlerin, Sie haben gesagt, dass Sie über die Beziehungen
zwischen der Türkei und der Europäischen Union gesprochen haben. Ist ein
Gipfeltreffen mit Vertretern der Türkei während der bulgarischen
Präsidentschaft in Sofia vorgesehen?

Eine Frage an den Ministerpräsidenten zum Thema Westbalkan: Welches
Beispiel kann unser Land in Bezug auf die Antikorruptionsmaßnahmen geben?

BK'in Merkel: Ich habe ja gesagt, dass ich mich freue, dass es, so glaube
ich, in Varna ein Treffen zwischen dem Ministerpräsidenten Bulgariens und
den Präsidenten der Europäischen Kommission, des Europäischen Rates und des
Europäischen Parlaments geben wird. Ich sehe darin eine gute Chance, mit
dem türkischen Präsidenten über alle Fragen, die uns bewegen, ins Gespräch
zu kommen.

MP Borisov: Mit Herrn Tajani, Herrn Tusk und Herrn Juncker sowie mit dem
türkischen Präsidenten sind wir im Gespräch, denn die Türkei erwartet noch
Zahlungen im Rahmen des Migrationsabkommens. Wir wissen, dass viele
europäische Staaten belastete Beziehungen zur Türkei haben. Wir halten es
für angemessen, dass wir quasi ein Puffertreffen in Varna veranstalten,
sodass wir dadurch günstige Bedingungen für ein Gipfeltreffen schaffen. Wir
werden ein ähnliches Arbeitstreffen wie dieses an einem Wochenende
vorbereiten, wenn die Kollegen Zeit haben, und das werden wir dann
durchführen. Das wäre gut für alle.

Ich freue mich, dass die Bundeskanzlerin mich bei unserem Bestreben
unterstützt, unser Justizsystem nach vorne zu bringen. Wir wollen die
Zusammenarbeit fördern und Schulungen von Ermittlern, Staatsanwälten und
Richtern ohne viel Lärm veranstalten. Es werden Kollegen aus Deutschland
kommen und uns beraten, auch zu Antikorruptionsfragen. Das sind aber sehr
heikle Systeme, und die Mitarbeiter dieser Systeme reagieren sehr
empfindlich auf Vorwürfe. Wir haben abgemacht, dass wir uns gegenseitig
unterstützen und versuchen, dort einen Fortschritt zu erreichen.

Sie haben sich wahrscheinlich die Ergebnisse des Eurobarometers angeschaut.
Wenn Sie Bulgarien nicht aus dem Kontext herausnehmen, werden Sie sehen,
dass dieses Problem für ganz Europa steht. Die bulgarische
Staatsanwaltschaft hat gestern eine große Operation durchgeführt, die
sogenannte OneCoin-Operation. Es gibt eine exzellente Zusammenarbeit. Wir
machen weiter. Wir wissen, dass wir nicht perfekt sind, aber wir sind
entschlossen und haben den Willen, gegen die Korruption vorzugehen. Es ist
kein Zufall, dass wir bei der Bekämpfung des Schmuggels als Beispiel dienen
können.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Samstag, 20. Januar 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1595: Kanzlerin Merkel und der französische Präsident Macron, 19.01.2017 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Paris - Freitag, 19. Januar 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen
Präsidenten Macron


Sprecher: Bundeskanzlerin Angela Merkel, Präsident Emmanuel Macron

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



P MACRON: Meine Damen und Herren, Frau Bundeskanzlerin, liebe Angela, ich
freue mich sehr, dich einmal mehr hier in Paris begrüßen zu können. In drei
Tagen, am 22. Januar, werden Franzosen und Deutsche den 55. Jahrestag des
Élysée-Vertrages feiern, des Gründungspaktes unserer Freundschaft, der
gleichzeitig Zeugnis von unserer Aussöhnung ablegt und ein festes
Engagement für den Aufbau einer gemeinsamen europäischen Zukunft ist.

Am 22. Januar werden wir gemeinsam eine Erklärung verabschieden, um den
Elan unserer bilateralen Beziehungen voranzubringen und die Arbeiten an
einem neuen Vertrag zu starten, um auf die Herausforderungen unserer Zeit
zu antworten. Die Nationalversammlung und der Bundestag werden ebenfalls
eine gemeinsame Erklärung verabschieden, um ihren Beitrag im Rahmen dieses
neuen Vertrages zu leisten und ihre Zusammenarbeit weiter zu vertiefen.

Aber bei dieser Freundschaft sind wir ja nur einige Akteure unter vielen;
denn so vielfältig sind ja die deutsch-französischen Beziehungen. Sie sind
viel mehr als institutionelle und diplomatische Beziehungen. In unzähligen
Initiativen bringen sie unsere Bürger einander näher. Viele Veranstaltungen
am kommenden Montag werden dieses Jubiläum beginnen. Dieses Jahr ist der
Ausbildung gewidmet. Ich freue mich, dass sich französische und deutsche
Bürger zahlreich daran beteiligen.

Wir werden gemeinsam mit der Bundeskanzlerin über die bilateralen
Beziehungen sprechen. Selbstverständlich werden wir auch die nächsten
europäischen Termine ansprechen. Denn die Herausforderungen, die behandelt
werden müssen, sind sehr zahlreich. Wir warten natürlich auf die Bildung
einer neuen deutschen Bundesregierung. Bezüglich der zu treffenden
Entscheidungen konnten wir bereits einige Etappen bewältigen. In den
nächsten Monaten werden wir entsprechend handeln.

Der SPD-Parteitag wird am Sonntag über das Ergebnis der
Sondierungsgespräche und die Eröffnung von Koalitionsverhandlungen
entscheiden. Mir steht es nicht zu, die deutsche Innenpolitik zu
kommentieren, die Innenpolitik eines befreundeten Landes und eines
Partnerlandes, so nah es uns auch steht. Ich möchteh darauf beschränken zu
sagen, dass die Sondierungsgespräche einen wirklich ehrgeizigen
europäischen Plan widerspiegeln, und das freut mich. Ich weiß um das
persönliche Engagement der Bundeskanzlerin in diesem Bereich.

Ich bedanke mich einmal mehr bei der Bundeskanzlerin dafür, dass sie heute,
in dieser arbeitsreichen Zeit, nach Paris gekommen ist. Nach unseren
Gesprächen werden wir uns gemeinsam für ein Konzert von Daniel Barenboim in
die Philharmonie begeben, mit dem hier in Paris der Debussy-Zyklus eröffnet
wird. Ich denke, das ist auch ein Zeichen für unsere gemeinsamen Liebe zur
Musik, aber auch für unser Verhältnis, das sich auch durch den ständigen
kulturellen Austausch auszeichnet. Heute Abend ist es die Musik, aber das
gilt auch für die Philosophie, die Kunst, die Literatur, für alle Bereiche,
die diese besondere Beziehung speisen. Wir werden das gemeinsam genießen.
Vielen Dank, liebe Angela, Frau Bundeskanzlerin, dass Sie heute gekommen
sind.

BK'IN MERKEL: Sehr geehrter Herr Präsident, lieber Emmanuel, meine Damen
und Herren, ich freue mich, dass ich heute einmal mehr hier in Paris sein
kann, wo wir politische Gespräche führen werden, wenige Tage vor dem 55.
Jahrestag des Élysée-Vertrags. Dieser Vertrag war damals ein sehr mutiger
Schritt, und deshalb freue ich mich, dass wir uns entschieden haben und uns
auch die Parlamente darum bitten werden, diesen Vertrag im 21. Jahrhundert
mit neuen Herausforderungen zu erneuern. Deutschland und Frankreich sind
dazu bereit.

Die Breite unserer bilateralen Themen wird natürlich heute die Diskussionen
bestimmen. Aber im Gegensatz zu der Zeit vor 55 Jahren ist die 
deutsch-französische Freundschaft und Zusammenarbeit natürlich heute auch immer in
das Thema der Stärkung Europas und die Frage eingebettet, wie wir Europa in
einer globalen Welt mit vollkommen neuen Herausforderungen besser
aufstellen können. Ich denke, das wird sich auch in einem neu gefassten
Élysée-Vertrag widerspiegeln. Das bestimmt auch unsere Gespräche. Sie
drehen sich selten nur um die bilateralen Themen, sondern natürlich auch um
unser inzwischen gemeinsames Engagement in Afrika oder aber auch die Fragen
des Klimaschutzes oder eben auch die wirtschaftliche, technologische und
wissenschaftliche Stärkung Europas.

Deutschland und Frankreich können und sollten dabei in vielen Fragen
vorangehen. Deshalb verstehe ich, wenn gerade auch in Frankreich darauf
gewartet wird, dass wir eine neue Regierung bilden. Wir haben in den
Sondierungsgesprächen das Thema Europa ganz vorn auf die Tagesordnung
gesetzt, um noch einmal deutlich zu machen, dass es für Deutschland gerade
auch in Hinsicht auf das Agieren in Europa sehr wichtig ist, eine stabile
Regierung zu haben.

Die Tatsache, dass wir heute Abend das Konzert zur Eröffnung des 
Debussy-Jahres besuchen, das von dem Pianisten Daniel Barenboim gestaltet wird, ist
auch für mich etwas sehr Symbolisches. Denn Daniel Barenboim hat viele
Jahre in Paris verbracht. Er ist jetzt der Chef der Staatskapelle in
Berlin, und er ist so etwas wie ein globaler Bewohner. Das heißt, er hat in
seinem Leben eigentlich immer wieder alle Dimensionen der 
deutsch-französischen Kooperation, aber auch der globalen Ausrichtung in der
kulturellen Dimension gezeigt. Deshalb sollte das für uns ein Auftrag sein,
nie nur für uns als Politiker zu arbeiten, sondern immer im Auge zu haben,
dass es um die Menschen geht, dass es um die Breite aller Beziehungen
zwischen den Menschen geht. Deshalb freue ich mich auch auf dieses Konzert
nach den Gesprächen.

FRAGE: Ich habe eine Frage an Sie beide; wenn Sie erlauben, auf Deutsch.
Mich würde interessieren: Als wie deckungsgleich würden Sie Ihre
Europavorstellungen definieren? Der französische Präsident sprach in einem
Interview davon, sich mehrere Prozentpunkte des Bruttoinlandsprodukts für
ein eigenes Budget innerhalb der Eurozone zu wünschen. In dem
Sondierungspapier der Großen Koalition, so sie denn zustande kommt, wird
von spezifischen Haushaltsmitteln gesprochen. Das scheint mir ein
ziemlicher Unterschied zu sein.

P MACRON: Ich habe das in der Sorbonne-Rede ebenfalls angesprochen. Der
Ansatz sollte nicht so aussehen, dass wir bei diesen Gesprächen
Unterschiede suchen, sondern wir sollten wirklich an den Konvergenzen
arbeiten und diese herausarbeiten. Denn so haben wir Europa immer
vorangebracht.

Ich habe in dieser Rede auch daran erinnert, dass wir uns immer über die
Zweckmäßigkeit im Klaren sein müssen, anstatt dass wir uns immer nur auf
die Instrumente dessen konzentrieren, was wir noch nicht haben. Für mich
ist die Priorität zu wissen, wohin wir eigentlich gehen wollen. Ich denke,
wir teilen die Vision, dass wir größere Souveränität und ein
demokratischeres Europa haben wollen. In den vergangenen Monaten haben wir
es gezeigt: Wir haben das Europa, das schützt, gestärkt. Ich denke, wir
können hierbei gemeinsame Fortschritte erzielen, um ein Europa zu
erreichen, das sich gegenüber Migration besser strukturiert und im Bereich
der Verteidigung souveräner aufstellt wir haben wichtige Entscheidungen in
diesem Bereich bereits getroffen und das ebenfalls souveräner ist in den
Bereichen Digitales, Umwelt, Investitions- und Wirtschaftsfragen und auch
im Bereich der Entwicklung. Hierbei wollen wir natürlich auch mit Afrika
zusammenarbeiten.

Natürlich hat das alles haushaltstechnische Implikationen. Aber wenn wir
uns über die Zielrichtung einig sind, dann werden wir die Mechanismen
schaffen, die sich daraus ableiten, statt über die Instrumente zu
diskutieren dabei würden wir wahrscheinlich keinen Erfolg haben , ob man
nun so und so viel Prozent des BIP erreicht hat. So haben wir unseren
eigenen Haushalt historisch auch nicht aufgestellt. Ich denke, die
Zweckmäßigkeit und die Zielrichtung sind wichtig. Wir brauchen eine
gemeinsame Politik für ein souveräneres Europa. Wir müssen die Arbeiten an
der Eurozone abschließen und an größerer wirtschaftlicher Integration
arbeiten sowie die Modalitäten bestimmen. Das wird auch Teil unserer
Gespräche nicht nur heute, sondern auch in den nächsten Wochen und Monaten
sein, um kurz-, mittel- und langfristig den Weg vorzuzeichnen, der es uns
ermöglicht, in dieser Richtung voranzukommen. Das ist die Richtung, und das
ist der Ehrgeiz, den wir haben.

Was mich betrifft, so ist es zu früh, um zu wissen, ob es bei diesen
technischen Themen im Zusammenhang mit der Eurozone Unterschiede gibt. Wir
müssen wirklich sehen, wie unser Ehrgeiz aussieht, welchen Zeitplan wir uns
geben und welchen Weg wir dafür beschreiten müssen.

BK'IN MERKEL: Ich habe die Rede des französischen Präsidenten an der
Sorbonne so verstanden, dass sie einen großen Entwurf für das gemacht hat,
was in Europa und für Europa notwendig ist für ein selbstbewusstes Europa
und ein Europa, das seinen Menschen auch Vertrauen und Zufriedenheit gibt.
Da gibt es in der Breite der Dimensionen überhaupt keine Unterschiede, die
ich sehe. Es ist ein Europa, das in den strategischen Fragen eine
gemeinsame Außenpolitik haben muss, es ist ein Europa, das eine gemeinsame
Entwicklungspolitik entwerfen muss, ein Europa der Verteidigung da haben
wir in den letzten Monaten schon einiges geschafft , und es ist ein Europa,
das wirtschaftlich stark sein und deshalb zum Teil sehr viel schneller und
sehr viel entschiedener auch strategische Investitionen im Bereich der
Digitalisierung und in anderen Bereichen durchsetzen muss.

Es wird Bereiche geben, in denen Deutschland und Frankreich vorangehen
können, zum Beispiel bei der Entwicklung eines gemeinsamen
Unternehmenssteuerrechts und gemeinsamer Bemessungsgrundlagen. Wenn ich mir
anschaue, wie die Vereinigten Staaten jetzt reagieren, dann drängt die Zeit
für ein solches Projekt sogar. Dazu gehören dann eine stabile Eurozone und
natürlich auch ein stabiler Außengrenzschutz, der sehr stark in einem
Zusammenhang mit der Entwicklungspolitik steht.

Wir haben im Grunde zwei europäische Entwicklungen gehabt. Sie haben Europa
nicht genug gesichert. Sie waren sehr wichtig, die gemeinsame Währung
genauso wie die Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Union. Aber der
Außengrenzschutz war nicht gelöst das sehen wir jetzt, und darauf müssen
wir mit dem gemeinsamen Asylsystem, mit der gemeinsamen europäischen
Asylpolitik und mit der gemeinsamen Außengrenzsicherung reagieren , und die
Eurozone war auf globale Krisen nicht ausreichend vorbereitet.

Da arbeiten wir an einigen Werkstücken, zum Beispiel der Bankenunion. Dabei
wird auch die Frage sein: Wie macht sich die Eurozone krisenfest, und wie
schafft sie eine bessere wirtschaftliche Konvergenz? Die Eurozone muss die
Avantgarde sein, wenn es um Wettbewerbsfähigkeit geht. Jacques Delors hat
schon vor vielen Jahren gesagt: Es wird allein mit Finanzpolitik keine
feste Währung geben; man braucht auch eine feste wirtschaftliche
Konvergenz, eine Wettbewerbsfähigkeit. - Darüber werden wir reden. Wir
haben gesagt, bis März werden wir das tun.

Unser Sondierungspapier ist an dieser Stelle auch bewusst so gehalten, dass
wir Raum für Gespräche mit Frankreich über eine spezifische Lösung haben.
Wenn wir jetzt in deutschen Sondierungsgesprächen bis in die letzte
technische Einzelheit hinein alles festlegen, dann ist der
Verhandlungsspielraum geschwächt. Insofern gibt es da, wie man so schön
sagt, Ambiguitäten. Die sind gewollt, und die werden den Raum und den
Rahmen abstecken, innerhalb dessen wir uns dann verständigen können, und
ich bin sehr optimistisch, dass das möglich ist.

FRAGE: Eine Frage an die Bundeskanzlerin und eine an den französischen
Präsidenten. Frau Bundeskanzlerin, in Deutschland hängt alles von der
Entscheidung am Sonntag ab. Stellt das nicht auch Ihr europäisches
Engagement infrage?

Präsident Macron, auch bezüglich der Abstimmung der SPD am Sonntag: Würde
ein negatives Ergebnis nicht auch Ihre Entschlossenheit und Ihre
Europabegeisterung etwas infrage stellen und abschwächen?

BK'IN MERKEL: Meine Europabegeisterung und auch meine Vorstellungen über
ein starkes Europa sind mit Sicherheit nicht davon abhängig, wie andere
Parteien auf dem Parteitag entscheiden. Ich wünsche mir natürlich, nachdem
wir sehr intensive Sondierungsgespräche geführt haben, dass auch der 
SPD-Parteitag grünes Licht dafür geben wird, dass wir in
Koalitionsverhandlungen eintreten können. Ich sehe eine große Basis von
Gemeinsamkeiten, gerade was das europäische Engagement anbelangt. Das
erfordert nach meiner festen Überzeugung eine stabile Regierung.

Wir mussten auch Kompromisse machen. In Koalitionen ist es immer so, dass
man nicht sein eigenes Programm durchsetzen kann, sondern dass man auch
Kompromisse eingeht. Das ist aber auch richtig, um dann agieren zu können.
Deshalb gehe ich optimistisch an die Sache heran und denke, dass sich viele
auf diesem Kongress der SPD, auf diesem Parteitag, dafür einsetzen werden,
dass wir dann auch zu Koalitionsverhandlungen kommen können. Aber das ist
natürlich eine eigenständige Entscheidung der Sozialdemokraten in
Deutschland.

P MACRON: Ich sehe, dass Sie uns zu einer stoizistischen Reflexion
verleiten wollen. Ich weiß nicht, ob das nützlich wäre. Vielleicht wäre es
eher kontraproduktiv. Ich werde hier also keinerlei Vorhersagen über den
Ausgang einer Abstimmung treffen, umso weniger in einem Land, das nicht
Frankreich ist.

Ich kann Ihnen dazu nur sagen denn Sie stellen mir hier eine Frage zum
europäischen Aufbauwerk und dessen Ehrgeiz : Der Ehrgeiz, den wir tragen,
kann nicht von allein kommen. Ich habe es bereits mehrfach gesagt. Das muss
im Einklang mit einem deutschen Ehrgeizchehen. Daran arbeiten wir und
werden wir arbeiten.

Die SPD hat immer eine klare europäische Ausrichtung gehabt. Der vorläufige
Text, der zur Abstimmung vorgelegt wird, ist ebenfalls proeuropäisch. Die
Bundeskanzlerin hat einen europäischen Ehrgeiz, ebenso die SPD-Führung und
der gemeinsame Text ebenfalls. Ich werde das Ergebnis am Sonntag voll und
ganz respektieren, aber das sollte uns nicht zu einem so negativen Geist
führen, wie Sie ihn angesprochen haben.

Vielen Dank. Jetzt werden wir erst einmal arbeiten und dann gemeinsam in
die Philharmonie gehen. Vielen Dank.

Freitag, 19. Januar 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem

französischen Präsidenten Macron am 19.01.2018 in Paris
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PRESSEKONFERENZ/1594: Regierungspressekonferenz vom 19. Januar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 19. Januar 2018

Regierungspressekonferenz vom 19. Januar 2017

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Feierlichkeiten im Deutschen
Bundestag anlässlich des 55. Jahrestags der Unterzeichnung des
Élysée-Vertrags zwischen Deutschland und Frankreich, Empfang von
Karnevalisten im Bundeskanzleramt, Jahrestagung des Weltwirtschaftsforums
in Davos, Antrittsbesuch des Bundesratspräsidenten/Übergabe der
Zwei-Euro-Gedenkmünze "Berlin"), deutsch-französische Initiative zur
Regulierung der Digitalwährung Bitcoin, Luftreinhaltung in Städten,
Rüstungsexportpolitik, Ukraine-Konflikt, US-Steuerreformmaßnahme zur
Rabattierung von in die USA zurückgeholten Konzerngewinnen, Rückführung
libanesischer Staatsbürger in den Libanon, erneute Festnahme des Ehemannes
der deutschen Journalistin Mesale Tolu in der Türkei, Ankündigung eines
Militäreinsatzes gegen die Kurden in der Grenzregion zu Syrien vonseiten
der Türkei, Meldungen über den Tod des IS-Terroristen Denis Cuspert,
Zusammenarbeit mit der amerikanischen Administration


Sprecher: StS Seibert, Blankenheim (BMF), Kübler (BMUB), Strater
(BMVI), Wagner (BMWi), Breul (AA), Dimroth (BMI)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren!

Am Montag, den 22. Januar - das ist der erste Termin, den ich Ihnen
vortragen kann -, wird die Bundeskanzlerin im Deutschen Bundestag an den
Feierlichkeiten anlässlich des 55. Jahrestags der Unterzeichnung des
Élysée-Vertrags zwischen Deutschland und Frankreich teilnehmen. Der Montag
ist ja der Tag der beiden Parlamente.

Am Dienstag - ein sehr traditioneller Termin - kommen alljährlich
Karnevalisten aus ganz Deutschland ins Bundeskanzleramt. Es wird auch
dieses Mal so sein. Zwischen 13 Uhr und 14 Uhr empfängt die Bundeskanzlerin
den Präsidenten des Bundes Deutscher Karneval und 16 Prinzenpaare.

Am Mittwoch, den 24. Januar, wird die Bundeskanzlerin auf Einladung des
Weltwirtschaftsforums nach Davos reisen. Der Fokus des Jahrestreffens des
Weltwirtschaftsforums wird am Mittwoch auf dem Thema Europa liegen. Die
Bundeskanzlerin wird gegen 14.30 Uhr im Plenum des Forums eine Rede halten.
Voraussichtlich wird sie während ihres Aufenthalts dort auch einige
bilaterale Gespräche führen.

Das ist das, was ich Ihnen an Terminen für die kommende Woche nennen kann.

Frage: Herr Seibert, können Sie eventuell ein paar Details zu der
Ausrichtung dessen nennen, was Frau Merkel in Davos sagen wird?

StS Seibert: Nein. Das kann ich Ihnen nicht nennen.

Ich kann Ihnen nur sagen, dass der Fokus an diesem Tag auf Europa liegt.
Deutschland ist ein politisch wie wirtschaftlich wichtiger Mitgliedstaat
der Europäischen Union, seit vielen Jahren sehr engagiert in der
europapolitischen Debatte, in den Debatten über die Weiterentwicklung in
Europa. Deswegen wird die Bundeskanzlerin dort an diesem Tag auftreten. Da
muss ich Sie leider bitten, die Rede abzuwarten.

Zusatzfrage: Hat die Entscheidung, jetzt nach Davos zu reisen, etwas mit
dem Auftritt des amerikanischen Präsidenten am Freitag zu tun?

StS Seibert: Nein, sie hat etwas damit zu tun - wie ich versucht habe zu
erklären -, dass beim Weltwirtschaftsforum am Mittwoch Europa der Fokus
dieses Tages ist und es für die Bundeskanzlerin, für die Bundesregierung,
richtig erscheint, dort auch Stellung zu beziehen.

Im Übrigen gibt es immer die Gelegenheit zu bilateralen Treffen. Das ist
aber unabhängig von der Reise des US-Präsidenten, der ja nach den
Informationen, die mir vorliegen, auch zu einem ganz anderen Tag in Davos
sein wird.

Frage : Das beantwortet eigentlich meine Frage. Das heißt, es wird keine
Gelegenheit in Davos für ein bilaterales Gespräch mit Trump geben, allein
schon wegen der unterschiedlichen Tage?

StS Seibert: So ist es.

Frage : Können Sie uns denn von irgendwelchen anderen geplanten bilateralen
Treffen berichten? Die SPD wird ja am Sonntag darüber entscheiden, ob sie
mit den Koalitionsverhandlungen fortführt. Ist das so ein bisschen ein
Fragezeichen hinter der Reise der Kanzlerin nach Davos? Oder geht sie
unabhängig davon, wie der Ausgang dieser Entscheidung am Sonntag ist, in
die Schweiz?

StS Seibert: Erste Frage: Nein, ich kann Ihnen noch nicht sagen, wen die
Bundeskanzlerin am Rande ihres Auftritts in Davos bilateral noch sehen
wird. Das wird sich in den nächsten Tagen ergeben. Da werden Termine noch
gemacht.

Zweite Frage: Ich werde hier nicht zu den parteiinternen Abläufen Stellung
nehmen. Ich kann Ihnen Termine ganz grundsätzlich hier immer so vortragen,
wie sie - Stand heute - geplant sind.

Zusatzfrage : Aber wenn Sie den Termin so vortragen, dann steht er jetzt
nicht unter irgendeinem Vorbehalt? Das ist also recht fix?

StS Seibert: Ich trage Ihnen die Termine grundsätzlich so vor, wie sie
geplant sind.

Frage: Doch noch einmal zur Klärung und Nachfrage, da die
Anwesenheitstermine des US-Präsidenten und der Kanzlerin nicht identisch
sind: Es ist auch keine Option, dass beide Seiten sagen "Gut, dann ändern
wir die Pläne so, dass ein Treffen möglich wäre"? Das wird seitens der
Bundesregierung nicht angedacht oder angestrebt?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat vor, am Mittwoch nach Davos zu fahren.

Zusatzfrage: Ausschließlich?

StS Seibert: Ausschließlich am Mittwoch - nicht am Donnerstag und nicht am
Dienstag.

Zusatzfrage: Sie könnte ja am Donnerstag zurückkommen. Das würde nichts an
der Ausschließlichkeit der Anreise am Mittwoch ändern.

StS Seibert: Es sind Hin- und Rückreise am Mittwoch geplant.

Frage : Ich würde gern - wahrscheinlich hauptsächlich das
Finanzministerium, vielleicht auch Sie, Herrn Seibert - fragen. Nachdem
Herr Altmaier gestern mit seinem französischen Kollegen das Thema Bitcoin
angesprochen hat, also gemeinsam eine Initiative auf den Weg zu bringen, um
das Geschehen an den Bitcoin-Märkten zu kontrollieren, würde ich gern
wissen: Wie hat man sich das konkret vorzustellen? Gibt es schon
Vorstellungen, was man erreichen möchte, was es künftig mit der Anonymität
von Transaktionen über Bitcoins auf sich haben soll?

Zum Zweiten. Ist eigentlich das Thema Bitcoin-Regulierung schon offizielles
Thema bei den bevorstehenden G20-Konferenzen - seien es die Finanzminister,
seien es die Chefs? Auch aus den USA kommen ja schon Äußerungen, wo die
Bitcoin-Regulierung im Zusammenhang mit G20-Bemühungen gestellt wird.

StS Seibert: Ich müsste da an das Finanzministerium verweisen.

Blankenheim: Das Thema Kryptowährung Bitcoin hat ja in den letzten Monaten
zunehmend Verbreitung gefunden. Diese Risiken der virtuellen Währung werden
wir auch weiterhin vertieft beobachten und prüfen, ob ein weiterer
Handlungsbedarf besteht. Insofern wollen wir das auch zusammen mit unseren
französischen Partnern machen. Insbesondere aufgrund der weltweiten
Handelbarkeit der virtuellen Währung ist ein international koordiniertes
Vorgehen sinnvoll. Die G20 sind dafür ein geeignetes Format. Für dieses
Forum werden daher Deutschland und Frankreich zusammen Impulse setzen.
Einzelheiten bitte ich bis dahin noch abzuwarten.

Zusatzfrage : Ich darf vielleicht doch noch einmal nachfragen. Es gab heute
eine Veröffentlichung, die sich auf das Finanzministerium bezog, wobei auf
eine anstehende EU-Regelung Bezug genommen wurde, deren Zielsetzung einmal
war, Bitcoin im Hinblick auf Geldwäsche stärker unter Kontrolle zu nehmen
und dem Bitcoin zum Zweiten mehr oder weniger die Anonymität bei Wechsel in
reale Währungen zu nehmen. Ist das die Zielsetzung des Finanzministeriums?
Ist das richtig wiedergegeben?

Blankenheim: Wie gesagt: Zu dieser deutsch-französischen Initiative würde
ich noch ein bisschen um Geduld bitten.

Generell kann man zum Thema Bitcoin und dem Regulatorischen sagen: Bitcoins
sind kein gesetzliches Zahlungsmittel. Sie unterliegen keiner
Einlagensicherung. Die BaFin hat Bitcoins aber als Finanzinstrumente nach
dem Kreditwesengesetz qualifiziert. Dies hat wiederum zur Folge, dass
Tauschplattformen für virtuelle Währungen - in Deutschland gibt es da nur
eine - der BaFin-Aufsicht unterliegen und auch die geldwäscherechtlichen
Sorgfaltspflichten gelten.

In anderen europäischen Ländern ist das bislang nicht der Fall. Auf der
europäischen Ebene sollen mit der anstehenden Änderung der vierten
Geldwäscherichtlinie alle europäischen Tauschplattformen und die
sogenannten Wallet-Anbieter für virtuelle Währungen verpflichtet werden,
die geldwäscherechtlichen Sorgfaltspflichten einzuhalten. Das ist
insbesondere auch die von Ihnen angesprochene Identifizierungspflicht beim
Umtausch in reale Währungen, was dem Bitcoin dann auch die Anonymität
nehmen würde - und dies eben ganz unabhängig davon, ob sie einer
Finanzaufsicht unterliegen oder nicht.

Zusatzfrage : Ich möchte gern noch eine technische Nachfrage stellen. In
welchem Stadium ist die Geldwäscherichtlinie? Also wann wird es da konkrete
Regelungen geben, die auch Auswirkungen haben?

Blankenheim: Den exakten Stand müsste ich nachliefern.

Frage: An das Umweltministerium: Die EU-Kommission hat Umweltministerin
Hendricks für den 30. Januar nach Brüssel eingeladen. Wird sie an diesem
Treffen teilnehmen? Welche neuen, bisher noch nicht kommunizierten
Maßnahmen wird sie dort vorlegen, um die EU-Kommission davon zu überzeugen,
dass eine Klage vor dem EuGH nicht erforderlich ist?

Kübler: Nach derzeitiger Planung wird Bundesministerin Hendricks dorthin
fahren und an dem Gespräch teilnehmen. Sie wird dort das "Sofortprogramm
Saubere Luft" vorstellen. Das ist in dieser Form, wie wir es jetzt
verhandelt und beschlossen haben, der EU-Kommission noch nicht offiziell
vorgestellt worden, auch wenn es öffentlich schon bekannt sein mag. Wir
hoffen, dass die Kommission angesichts dieses "Sofortprogramms Saubere
Luft" unsere Bemühungen anerkennt und von einer Klage vor dem EuGH absieht.

Zusatzfrage: Die Diesel-Arbeitsgruppen sind ja zu einem erheblichen Teil
noch nicht zum Abschluss gekommen. Rechnen Sie damit, dass das noch vor dem
30. Januar passiert?

Kübler: Ich kann nur für unsere AG sprechen; deren Arbeit ist
abgeschlossen, der Bericht liegt vor. Ich verweise daher an die Kollegen
vom BMWi und vom Verkehrsministerium.

Zusatzfrage: Und wie sieht es da aus?

Strater: Wir sitzen der Expertengruppe 1 vor. Die tagt noch. Ich kann Ihnen
jetzt noch nicht genau sagen, wann es hier zu einem Abschluss kommt, das
ist im Moment noch nicht terminierbar.

Wagner: Die Arbeit der BMWi-Expertengruppe - das ist die Expertengruppe 4,
"Optimierung von Antriebstechnologien und alternativen Kraftstoffen" - ist
abgeschlossen.

Frage: Eine Verständnisfrage zum Thema Rüstungsexportpolitik an das
Wirtschaftsministerium: In der Sondierungsvereinbarung von Union und SPD
steht "Die Bundesregierung wird ab sofort keine Ausfuhren an Länder
genehmigen, solange diese am Jemen-Krieg beteiligt sind". Was bedeutet
dieses "ab sofort"? Heißt das auch, dass die geschäftsführende
Bundesregierung keine Ausfuhren zum Beispiel an Saudi-Arabien, Katar und
die Vereinigten Arabische Emirate mehr genehmigen kann?

Wagner: Vielen Dank für die Frage. Das Sondierungspapier und die
Zwischenstände dazu können wir natürlich nicht vonseiten des
Bundeswirtschaftsministeriums kommentieren. Ich kann Ihnen nur unsere
grundsätzliche Haltung der Bundesregierung zu Rüstungsexporten mitteilen -
das haben wir an dieser Stelle ja schon öfter ausgeführt -: Wir haben
mittlerweile das restriktivste Rüstungskontrollsystem, das wir je hatten,
und es sind eben nicht wirtschaftspolitische, sondern außen- und
sicherheitspolitische Maximen, die dieses System leiten. Die Entscheidungen
über Genehmigungen sind immer Einzelfallentscheidungen der gesamten
Bundesregierung, die auf Grundlage und nach Maßgabe der geltenden Gesetze
im Einzelfall getroffen werden.

Ich kann Ihnen jetzt noch sagen, was die ganzen Maßgaben sind: Das sind
natürlich das Kriegswaffenkontrollgesetz, das Außenwirtschaftsgesetz und
die Außenwirtschaftsverordnung, die politischen Grundsätze der
Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und sonstige Rüstungsgüter
aus dem Jahr 2000, der gemeinsame Standpunkt des Rates der Europäischen
Union vom 8. Dezember 2018 und daneben auch der Vertrag über den
Waffenhandel. Das sind die Entscheidungskriterien, die die Bundesregierung
anlegt.

Wie gesagt, die Sondierungspapiere kann ich von dieser Stelle aus nicht
kommentieren.

Zusatzfrage: Was gilt denn jetzt? Kann exportiert werden oder nicht? Hat
diese Auskunft in den Sondierungsvereinbarungen, an denen die Union ja
beteiligt war, irgendeine Auswirkung?

Wagner: Wie gesagt, das sind Entscheidungen, die unter den beteiligten
Ministerien jeweils im Einzelfall getroffen werden. Ich kann jetzt keine
Aussagen zu dem Papier machen.

Frage : Vielleicht anders gefragt: Hat sich denn in der Praxis in den
letzten sechs Monaten irgendetwas geändert?

Wagner: Die Praxis habe ich Ihnen gerade geschildert: Das ist jeweils eine
Einzelfallentscheidung, die immer nach den aktuellen außen- und
sicherheitspolitischen Erwägungen getroffen wird, wobei insbesondere das
Auswärtige Amt seine Expertise mit einbringt. Wie gesagt, es gibt natürlich
keine generelle Linie, denn es ist jeweils eine Einzelfallentscheidung.

Zusatzfrage : Das heißt, es hat sich an der Praxis nichts geändert?

Wagner: Die Praxis habe ich Ihnen dargestellt. Das sind die Maximen, die
sie leiten, und die gelten weiterhin.

Frage: Herr Seibert, wir hatten diese Situation schon des Öfteren. Es geht
aber bei dieser Frage gar nicht um einen inhaltlichen Kommentar zu den
Sondierungspapieren. Deshalb noch einmal meine Frage: Kann es sein, dass
irgendeine Vereinbarung in dem Sondierungspapier bindend ist für die
geschäftsführende Bundesregierung?

StS Seibert: Für die geschäftsführende Bundesregierung ist das bindend, was
die Mitglieder beziehungsweise die Ministerien der geschäftsführenden
Bundesregierung miteinander vereinbaren.

Was die Rüstungsexportpolitik betrifft, hat der Kollege es genau so gesagt,
wie es ist: Wir handeln in strenger Einzelfallprüfung nach den sehr
restriktiven Grundsätzen für den Export von Rüstungsgütern, die in
Deutschland wie in Europa seit langer Zeit gelten und wie sie zum Teil auch
schon galten, als noch ganz andere Bundesregierungen hier in Berlin regiert
haben. Das ist eine Einzelfallprüfung, deswegen können solche pauschalen
Aussagen nicht getroffen werden. Das ist das, woran sich die
geschäftsführende Bundesregierung hält.

Frage: Ich habe heute Morgen in einer Zeitung gelesen - Tatsachenbehauptung
also -, dass ab Montag an die Kriegsparteien, die im Jemen-Konflikt
mitkämpfen, keine Waffenexporte mehr genehmigt werden. Stimmt das oder
stimmt das nicht?

StS Seibert: Ich kann Ihnen, wie es üblich ist, über den Ausgang von
Einzelfallentscheidungen und die Überlegungen, die da einfließen, im
spezifischen Fall natürlich hier nichts berichten. Deswegen kann ich das
weder bestätigen noch dementieren; vielmehr kann ich Ihnen sagen, dass wir
in der sich jeweils auch verändernden internationalen Situation die
Einzelfallentscheidung treffen - unter Berücksichtigung der Art des
Rüstungsgutes, das exportiert werden soll, unter Berücksichtigung der Lage
in dem Land, in das der Export gehen soll, unter Berücksichtigung von
menschenrechtlichen Fragen und von konfliktpolitischen Fragen.

Frage: Herr Wagner, können Sie uns sagen, wann zum letzten Mal terminlich
die letzten, sagen wir einmal, drei Einzelfallentscheidungen positiv
entschieden wurden, Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien zu genehmigen?

Wagner: Das kann ich Ihnen an dieser Stelle nicht sagen. Wie Sie wissen,
berichten wir regelmäßig in unseren Jahres- und Halbjahresberichten über
die Exportentscheidungen, die getroffen wurden, und im Übrigen auch in den
Antworten auf die zahlreichen parlamentarischen Anfragen. Darüber hinaus
kann ich von hier aus keine Stellungnahme zu Einzelentscheidungen geben.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie könnten schon, aber mit Hinweis auf die übliche
Halbjahres-Parlamentsberichtspraxis wollen Sie es nicht?

Wagner: Sie kennen unsere Transparenz, die wir in vielen Fällen leisten.
Wir dürfen Einzelfallentscheidungen nicht kommentieren; das heißt aber
nicht, dass es die gibt oder nicht, vielmehr ist das einfach die
grundsätzliche Linie, die wir hier beachten müssen.

Frage: An das Auswärtige Amt: Wie stehen Sie zu dem Vorschlag, die
Verhandlungen zur Lösung des Konflikts in der Ostukraine nicht mehr in
Minsk, sondern an einer anderen Stelle zu führen, so wie das der 
US-Präsident formuliert hat? Zugleich gibt es den Vorschlag des kasachischen
Präsidenten Nasarbajew, die weiteren Verhandlungen in Astana zu führen.

Breul: Die einzelnen Vorschläge möchte ich eigentlich nicht von hier aus
bewerten. Ich glaube, für uns ist das entscheidend, was uns bei der
Konfliktlösung voranbringt. Dabei ist zweitrangig, wo das jetzt genau
stattzufinden hat.

Frage : Meine Frage richtet sich an die Ministerien, in denen sich
wirtschafts- und finanzpolitische Kompetenz ballt. Und zwar würde ich gerne
wissen, ob es bei Ihnen eine Einschätzung gibt, ob die 
US-Steuerreformmaßnahme zur Rabattierung von zurückgeholten Gewinnen für 
US-Konzerne in irgendeiner Weise Auswirkungen auf die Weltwirtschaft und auf
die deutsche Wirtschaft hat. Oder ist das eine Sache, deren Wirkung sich
relativ strikt auf den US-Markt begrenzen lässt?

Wagner: Wir werten die US-Steuerreform natürlich aus, die wird sich jetzt
natürlich in allen Details angeguckt, auch mit Blick auf die Auswirkungen,
die das hat, beziehungsweise die potenziellen Auswirkungen, die das haben
könnte. Zum jetzigen Zeitpunkt kann ich dazu aber noch keine Stellungnahme
abgeben.

Blankenheim: Ich kann dazu auch nicht viel ergänzen - das war hier ja schon
verschiedentlich Thema. Generell ist zu sagen, dass sich die
Bundesregierung dafür einsetzt, dass Gewinne am Ort der unternehmerischen
Tätigkeit und der wirtschaftlichen Wertschöpfung besteuert werden. Das gilt
also auch grundsätzlich für digitalisierte Geschäftsmodelle, um die es hier
gerade auch geht. Sowohl die OECD als auch die Europäische Kommission
wollen im Frühjahr 2018 Vorschläge zur Besteuerung dieser Geschäftsmodelle
vorlegen. Die Bundesregierung nimmt an diesen Arbeiten aktiv teil und
achtet darauf, dass international abgestimmte Lösungen erarbeitet werden.

Zusatzfrage : Darf ich an das Finanzministerium noch einmal konkret
nachfragen: Rechnen Sie durch diese US-Entscheidungen hinsichtlich der
Rückführung mit Gewinnen mit irgendwelchen Unruhen und Veränderungen bei
internationalen Kapitalflüssen? Kann das Länder in Probleme bringen?

Blankenheim: Ich kann Ihnen im Moment nicht mehr dazu sagen, als dass wir
da insbesondere auf die Vorschläge der OECD und der Europäischen Kommission
warten.

Frage: An das Auswärtige Amt: Die ukrainische Regierung hat das 
Donbass-Gesetz verabschiedet. Darin werden die Gebiete des Donbass, in denen die
Separatisten sozusagen die Herrschaft innehaben, als von Russland besetzt
bezeichnet. Das bedeutet auch eine Art Kriegsrecht für diese Gebiete. Teilt
die Bundesregierung diese Rechtsauffassung? Was bedeutet es für die Chancen
des Deeskalations- und Friedensprozesses, wenn eine Art Kriegsrecht
innerhalb der Ukraine konstituiert wird?

Breul: Ich glaube nicht, dass es uns hier weiterbringt, über
Klassifizierungen und Begrifflichkeiten im Einzelnen zu diskutieren. Für
uns ist der Wille zum Dialog und zu Verhandlungen entscheidend, und zwar
auf Grundlage der Minsker Vereinbarungen. Das von Ihnen angesprochene
Gesetz bekennt sich ja ausdrücklich zu friedlichen Konfliktlösungen und
zielt nicht auf Eskalation ab.

Zusatzfrage: Sieht auch die Bundesregierung den Donbass als von Russland
besetzt an?

Breul: Ich kann dazu jetzt nur das sagen, was ich gerade schon sagte,
nämlich dass uns, glaube ich, diese Begrifflichkeiten nicht weiterbringen.
Wir haben hier ja schon öfter über die Rolle Russlands in der Region und in
diesem Konflikt gesprochen. Wir haben immer wieder betont, dass wir die
völkerrechtliche Annexion der Krim nicht akzeptieren und dass wir von
Russland auch erwarten, seinen Einfluss geltend zu machen, um Fortschritte
beim Minsker Prozess zu ermöglichen.

StS Seibert: Ich will vielleicht auch ganz kurz etwas hinzufügen. Herr
Breul hat es gerade ja schon gesagt: Dieses Gesetz ist noch sehr frisch und
wir werden den Text erst einmal prüfen müssen. Deswegen werden wir heute
sicherlich auch keine abschließende Bewertung vornehmen. Der Kontext ist
aber schon so, dass die Ukraine das Opfer einer von Russland unterstützten
Aggression ist und sich seit nunmehr vier Jahren in einem militärischen
Konflikt befindet. Der Kontext ist auch so, dass es natürlich eine
andauernde militärische Unterstützung durch Waffen und durch Material durch
Russland für die Separatisten gibt und dass es unbestreitbar auch russische
Kräfte auf ukrainischem Boden gibt - das ist ja nicht unzutreffend.

Das Wesentliche ist also: Wir werden diesen Text prüfen. Nach ukrainischer
Auffassung steht der im Einklang mit Minsk - das werden wir prüfen. Minsk
ist der Rahmen, der geschaffen worden ist - woran die Bundesregierung auch
einen Anteil hat - und innerhalb dessen eine Friedenslösung gesucht wird.
Dieser Rahmen bleibt unverändert bestehen, und zu diesem Rahmen bekennt
sich die Ukraine.

Frage : Ich würde gern das Auswärtige Amt und das Innenministerium zu
Berichten fragen, wonach es Verhandlungen mit dem Libanon gibt, die
Abschiebung von Libanesen und im Libanon registrierten Palästinensern zu
vereinfachen und dass es im Vergleich zu vorherigen Jahren im letzten Jahr
einen Anstieg an solchen Abschiebungen gegeben hat.

Dimroth: Ich kann beginnen.

Es ist richtig, dass wir bereits seit März 2017 entsprechende Gespräche und
Verhandlungen mit dem Libanon führen mit dem Ziel, Rückführungen in den
Libanon wieder leichter und sozusagen in guter Zusammenarbeit mit der
anderen Seite durchführen zu können. Das ist Teil unserer Gesamtstrategie,
was das Thema Rückführung anbetrifft, wo ja immer wieder auch die
Kooperation des jeweiligen Herkunftsstaates eine ganz relevante Rolle
spielt bei der Frage der Umsetzbarkeit solcher aufenthaltsvollendender
Maßnahmen bei vollziehbar ausreisepflichtigen, in Deutschland aufhältigen
Menschen. So ist das eben auch beim Libanon.

Tatsächlich ist es so, dass wir auf - sagen wir einmal - überschaubar hohem
Niveau eine deutliche Steigerung feststellen. Was den Erfolg dieser
Verhandlungen anbetrifft, so konnten im Jahr 2016 neun Rückführungen
stattfinden, während das für das Jahr 2017 in 27 Fällen gelungen ist. Daran
können Sie ermessen, dass es doch eine erhebliche Steigerung zum Vorjahr
ist. Wir sind aber auch der Auffassung, dass diese Bemühungen noch nicht
das Maß an Kooperation und vor allem das Maß an Erfolg zeitigen, dass man
sie jetzt einstellen könnte, sondern wir sind weiter in Gesprächen mit der
anderen Seite, um hier auch für das gerade begonnene Jahr eine weitere
Steigerung erzielen zu können.

Zusatzfrage : Was ist denn das konkrete Ziel, das die Bundesregierung in
einem möglichen Abkommen mit dem Libanon verfolgt? Ist dieser Anstieg von
neun auf 27 Fälle nur der verbesserten Kooperation schuldig, oder hat es da
auch bei der Anzahl der Ausreisepflichtigen eine Änderung gegeben?

Dimroth: Solche Verhandlungen haben ja immer das Ziel, dass tatsächlich die
nötigen Mitwirkungsakte eines Herkunftsstaates möglichst unproblematisch,
unkompliziert, kooperativ, transparent und auch zügig gewährleistet werden
können.

Genau das ist auch Gegenstand unserer Gespräche mit dem Libanon. Dabei geht
es beispielsweise um die Identifizierung von Staatsangehörigen; dabei geht
es aber auch um ganz operative Dinge wie die Frage Charter- oder Linienflug
oder darum, wie viele Personen in einer Maßnahme zurückgeführt werden
dürfen und welche Garantien die Behörden im Herkunftsstaat übernehmen, was
dann die Übernahme der Verantwortung für die Betreffenden anbetrifft. Es
gibt also einen ganzen Strauß von Maßnahmen, die zu berücksichtigen sind
und die funktionieren müssen, wenn man rückführen will. Das geht in der
Regel eben nicht gegen den Willen des Herkunftsstaates, und deswegen sind
wir in Gesprächen.

Ob jetzt die Steigerung ausschließlich auf die erzielten Fortschritte
zurückzuführen ist, lässt sich schwer bemessen. Wir erkennen aber sehr
wohl, dass die Gespräche zu einer sehr deutlich erhöhten
Kooperationsbereitschaft der anderen Seite geführt haben. Deswegen sind die
Steigerungen jedenfalls per se sicher auch auf diese erhöhte
Kooperationsbereitschaft zurückzuführen. Jetzt in jedem Einzelfall
sozusagen zu ermitteln, ob es möglicherweise einen einzelnen Fall darunter
gibt, der ohnehin auch sonst erfolgreich stattgefunden hätte, ist
schlichtweg nicht möglich.

Frage: Ein Thema, das heute Morgen Schlagzeilen gemacht hat und das ich
gerade auch bei der "Tagesschau" sehe: Der Ehemann unserer Kollegin Mesale
Tolu ist erneut in der Türkei festgenommen worden. Gibt es dazu irgendein
Statement vonseiten des Auswärtigen Amtes?

Breul: Die Meldungen haben wir natürlich auch gesehen. Wir sind im engen
Kontakt mit Mesale Tolu. Der Ehemann von Frau Tolu, Herr Çorlu, ist kein
deutscher Staatsangehöriger, und dementsprechend haben wir das von dieser
Seite aus nicht zu kommentieren.

Frage : Zum Thema Türkei. Mich würde interessieren, wie das Auswärtige Amt
die gegenwärtige Entwicklung in der Türkei im Hinblick auf eine mögliche
militärische Intervention im Nachbarland gegen Kurden sieht. Es gab, glaube
ich, eine Meldung, dass man sich in der Türkei unmittelbar darauf
vorbereitet. Ist das etwas, was möglicherweise wieder neue Probleme im
deutsch-türkischen Verhältnis hervorrufen kann?

Breul: Vielen Dank für die Frage. - Wir beobachten die Lage in Nordsyrien
natürlich sehr genau und haben die jüngsten Aussagen der Türkei auch zur
Kenntnis genommen. Wir gehen davon aus - und erwarten das auch -, dass die
Türkei wie bisher auch weiterhin politisch und militärisch Zurückhaltung
zeigt. Zugleich ist aber klar, dass die Türkei legitime
Sicherheitsinteressen entlang ihrer Grenze mit Syrien hat, welche für die
Türkei von herausragender Bedeutung sind. Diese sollten in dem Kontext
natürlich berücksichtigt werden.

Wichtig ist für uns in diesem Kontext, dass ganz klar der Fokus
militärischer Aktivitäten in Nordsyrien auf dem Kampf gegen den IS und die
Nachfolgeorganisation der von den Vereinten Nationen gelisteten
Organisation al-Nusra, Haiahrir asch-Scham, meistens HTS genannt, liegt.

Frage: Herr Breul, Sie wollen das mit Hinweis auf die Staatsangehörigkeit
des Ehemannes von Frau Tolu nicht kommentieren. In der Vergangenheit war
das aber durchaus ein verbundenes Thema, da es auch objektive Auswirkungen
auf die Verhältnisse der Gesamtfamilie Tolu hat. Frau Tolu hat das heute
Morgen auch noch einmal explizit erwähnt. Haben Sie vor diesem Hintergrund,
also Auswirkungen auf die deutsche Staatsbürgerin Mesale Tolu und ihre
Familie, irgendwelche Kenntnisse über Begründungen oder Vorwürfe im
Hinblick auf diese neuerliche Festnahme? Gibt es irgendeine Form der
Betreuung, Beratung der Gesamtfamilie in diesem Kontext?

Breul: Uns liegen zu der Verhaftung keine weiteren Informationen vor.

Um Ihren letzten Begriff aufzugreifen: Natürlich ist für uns immer die
Staatsangehörigkeit des Betroffenen entscheidend. Deshalb können wir nicht
mit der Argumentation "Er ist aber mit einer deutschen Staatsangehörigen
verheiratet" operieren.

Sie kennen, glaube ich, die Entscheidung des zuständigen Gerichts im Falle
von Frau Tolu. Sie unterliegt bis auf Weiteres einer Ausreisesperre. Da
gibt es auch keine Neuigkeiten. Nach unserer Kenntnis ist der nächste
Prozesstermin am 26. April.

Über irgendwelche Zusammenhänge der beiden Fälle möchte ich, ehrlich
gesagt, nicht spekulieren.

Frage : Nur eine kleine Nachfrage an das Auswärtige Amt: Es gab Meldungen
über den angeblichen Tod des deutschen IS-Terroristen "Deso Dogg". Haben
Sie irgendwelche eigenen Erkenntnisse? Soweit ich weiß, ist dessen Tod
schon öfter mitgeteilt worden.

Breul: Diese Meldung haben wir natürlich auch gesehen und das vor der Folie
betrachtet, dass es diese Meldung nicht zum ersten Mal gab.
Selbstverständlich werden wir uns bemühen, das aufzuklären.

Zusatzfrage : Momentan haben Sie keine eigenen Erkenntnisse?

Breul: Nein.

Frage: Im Moment wird auf ein Jahr Trump-Administration zurückgeblickt. Zu
Beginn der Übernahme der Regierungsgeschäfte war es hier häufig Thema, dass
vor allem das Auswärtige Amt zeitweise große Schwierigkeiten hatte,
überhaupt Gesprächspartner auf Augenhöhe zu finden. Wie haben sich vor
diesem Ausgangspunkt in diesem Jahr die Verhältnisse vor allem in der
Außenpolitik zur operativen Administration unter der Führung des
amerikanischen Präsidenten entwickelt?

Breul: Ich kann dazu nur allgemein sagen: Wir sind, auch natürlich im
Außenministerium, im regen Austausch mit unseren amerikanischen Partnern.
Soweit ich weiß, gibt es immer noch ein paar Stellen, die nicht besetzt
sind. So warten wir hier in Berlin noch auf den US-Botschafter. Aber im
Großen und Ganzen gibt es einen regen und lebendigen Austausch.

Zusatzfrage: Es ist also nicht schlimmer gekommen als befürchtet?

Breul: Dazu müsste ich mich zu dem äußern, was ich befürchtet hätte. Es
gilt das, was ich vorhin gesagt habe.

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann hat Herr Seibert noch einen Nachtrag zu den
Terminen der Bundeskanzlerin.

StS Seibert: Ich wollte Ihnen einen Termin der Bundeskanzlerin nicht
unterschlagen, an den ich gerade von meinen Kollegen erinnert werde:

Am Freitag, dem 26. Januar, wird der Regierende Bürgermeister von Berlin,
Herr Müller, in seiner Eigenschaft als Präsident des Bundesrates - das ist
er seit November - seinen Antrittsbesuch bei der Bundeskanzlerin um 10 Uhr
morgens machen. Um 10.30 Uhr wird die Bundeskanzlerin Bundesratspräsident
Müller der Zuständigkeit halber die diesjährige Zwei-Euro-Gedenkmünze
"Berlin" übergeben.

Freitag, 19. Januar 2018

 * 
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Regierungspressekonferenz vom 19. Januar 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/01/2018-01-19-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





MELDUNG/576: Schmidt - "Bedeutsamer Meilenstein für eine nachhaltige und leistungsfähige Tierhaltung" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 20.01.2018

Schmidt: "Bedeutsamer Meilenstein für eine nachhaltige und
leistungsfähige Tierhaltung"

Bundesminister Schmidt überreicht Abschlusskommuniqué des GFFA - Die
Berliner Welternährungskonferenz



Mit der Verabschiedung des Kommuniqués der 10. Berliner
Agrarministerkonferenz verpflichten sich die teilnehmenden Ministerinnen
und Minister aus rund 70 Staaten, Vertreter der EU-Kommission und
internationaler Organisationen wie der OIE und FAO, für eine
verantwortliche und nachhaltige Tierhaltung.

Dazu erklärt Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt:

"Der nachhaltige Umgang mit den Tieren bei der Produktion tierischer
Nahrungsmittel ist eine der zentralen Herausforderungen unserer Zeit.
Nutztierhaltung ist unter verschiedenen Gesichtspunkten für die weitere
Entwicklung der Bevölkerung bedeutsam. Der Ernährungsstatus der Menschen,
der wirtschaftliche Wohlstand ländlicher Regionen und die Auswirkungen von
Klima und Umwelt sind nur einige Faktoren, die in einen gerechten
Interessenausgleich zu bringen sind. Ein weiterer wesentlicher Punkt ist
die Tiergesundheit und ihre wechselseitige Abhängigkeit mit der
menschlichen Gesundheit. Dies wird insbesondere bei Zoonosen und bei der
Problematik der Antibiotikaresistenzen deutlich. In unserem
Abschlusskommuniqué haben wir daher beschlossen, uns weltweit verstärkt
gegen den unnötigen Einsatz von Antibiotika zur Wachstumsförderung in der
Tierhaltung einzusetzen. Auch wollen wir die Tierhaltung
ressourcenschonender ausgestalten. Es müssen standortgerechte, regional
angepasste Lösungen gefunden werden. Schlüssel zum Erfolg für die Weiteren
twicklung der Tierhaltung zu einem nachhaltigen und effizienten
Wirtschaftszweig sind insbesondere moderne Produktionstechnik, neue
Technologien und Know-How-Transfer.

Der Tierhaltung kommt auch bei der Erreichung der Nachhaltigkeitsziele der
Agenda 2030 der Vereinten Nationen eine besondere Bedeutung zu. Das gilt
insbesondere für das sog. SDG 2, das zum Ziel hat den Hunger zu beenden,
Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung zu erreichen und
nachhaltige Landwirtschaft zu fördern. Mit dem Kommuniqué, das wir heute
verabschieden, setzen wir uns dafür ein und leisten gleichzeitig unseren
Beitrag zur Umsetzung der Agenda 2030."


Hintergrund:

Die Berliner Welternährungskonferenz, das Global Forum for Food and
Agriculture (GFFA), findet in diesem Jahr zum zehnten Mal statt. Sie hat
ihren politischen Höhepunkt in der Berliner Agrarministerkonferenz - dem
weltweit größten Agrarministertreffen. Auf Einladung des Bundesministeriums
für Ernährung und Landwirtschaft diskutieren Landwirtschaftsministerinnen
und -minister aus der ganzen Welt zentrale Zukunftsfragen der globalen Land-
 und Ernährungswirtschaft. In diesem Jahr steht es unter dem Motto "Die
Zukunft der tierischen Erzeugung gestalten - nachhaltig,
verantwortungsbewusst, leistungsfähig."

In ihrem Abschlusskommuniqué bekräftigen die Landwirtschaftsministerinnen
und -minister ihren Willen zum nachhaltigen Umgang mit der Tierhaltung und
treten für eine verantwortliche und leistungsfähige tierische Produktion
ein. Gleichzeitig identifizieren sie vier zentrale Herausforderungen, die
miteinander in Ausgleich zu bringen sind: Ernährungssicherung, Verbesserung
der Existenzgrundlagen, Schutz von Ressourcen, Klima und Umwelt sowie
Verbesserung von Tiergesundheit und Tierwohl. Mit dem Beschluss des
Abschlusskommuniqués verpflichten sich die teilnehmenden
Landwirtschaftsministerinnen und -minister, die Umsetzung der Agenda 2030
aktiv zu unterstützen.

Zum Abschluss der Berliner Agrarministerkonferenz überreichte
Bundesminister Christian Schmidt das Abschlusskommuniqué an die
Generaldirektorin der Weltorganisation für Tiergesundheit (OIE), Monique
Eloit, und den Generaldirektor der Landwirtschaftsorganisation der UN
(FAO), José Graziano da Silva.

Die englische Fassung des Abschlusskommuniqués finden Sie unter:

www.bmel.de/GFFA-Kommunique_2018_EN

Die deutsche Fassung steht in Kürze bereit unter:

www.bmel.de/GFFA-Kommunique_2018 und www.gffa-berlin.de

 * 
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VORTRAG/2228: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 22. bis 28. Januar 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 4. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

das Marx-Geburtstagsjahr hat gerade begonnen. Wir werden diesem Jubiläum in
den kommenden Monaten etliche Veranstaltungen widmen. Darüber hinaus sind
wir beteiligt am Projekt "Marx200", das im Internet Videos, Texte und
andere Beiträge über Marx sammelt. Schauen Sie doch mal (wieder) auf der
Homepage vorbei, es lohnt sich. Ganz neu sind z.B. ein Video über Black
Marxism, eine Rezension unseres Mitarbeites Dr. Frank Engster zum Buch
"Poesie der Klasse. Romantischer Antikapitalismus und die Erfindung des
Proletariats" von Partick Eiden-Offe sowie zahlreiche Blogbeiträge zu Marx'
Kapital und zur Russischen Revolution. Zudem gibt es schon erste Infos zur
großen Marx-Konferenz, die vom 2.-6. Mai in Berlin stattfinden wird.

Apropos Marx: Zu Ehren des 2017 verstorbenen Marx-Engels-Forschers Heinrich
Gemkow ist in unserer Reihe "Pankower Vorträge" ein Heft mit Erinnerungen
und Texten erschienen, dass Sie hier bestellen können.

Nachfolgend finden Sie unsere Veranstaltungen in der kommenden Woche. Für
das Seminar zu Foucault und Agamben gibt es noch einige wenige Plätze.
Bitten melden Sie sich bei Interesse rechtzeitig an (da wir u.a.
Restaurantplätze für das Mittagessen reservieren müssen).


Montag, 22. Januar 2018, 19 Uhr



Philosophische Gespräche

Der Kampf der Aufklärung mit sich selbst - Hegels Revolutionstheorie

Referent: Dr. phil. Nils Baratella (Wissenschaftlicher Mitarbeiter am
Hannah-Arendt-Zentrum / Institut für Philosophie der
Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 23. Januar 2018, 10 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Zur Demokratie in der Geschichte und Demokratie in unseren Tagen

Referent: Prof. Dr. Herbert Graf

Moderation: Helga Labs

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Donnerstag, 25. Januar 2018, 15 Uhr



Rendezvous

SpurenSuche 

Frauen in Pankow, Prenzlauer Berg und Weißensee

Referentin: Sabine Krusen (Mitautorin des Bandes und Leiterin des
Frauentreffs HELLMA in Marzahn-Hellersdorf)

Moderation: Marlene Vesper

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag-Sonntag, 27. Januar 2018, Beginn 11 Uhr


Junge Panke

Seminar: Michel Foucault & Giorgio Agamben

Biopolitik und "nacktes Leben"

Mit: Prof. Dr. Hania Siebenpfeiffer

Organisation: Fabian Kunow

Kosten: 5,00 Euro / 8,00 Euro ermäßigt (inkl. Mittagessen an beiden
Tagen)

Wir bitten um Anmeldung.

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Zu vielen unserer Veranstaltungen entstehen Heftpublikationen. Jedes
dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand) über die Homepage
bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher erschienenen Hefte und ein
AutorInnenverzeichnis finden Sie auch auf der Internetseite der Hellen
Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche Antiquariat der Hellen Panke
einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 
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GEWERKSCHAFT/1589: ver.di befürchtet Verkauf und Entlassungen bei T-Systems


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. Januar 2018

ver.di befürchtet Verkauf und Entlassungen bei T-Systems



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) übt angesichts
der angekündigten Aufteilung der T-Systems International GmbH in zwei
Gesellschaften scharfe Kritik an der neuen Unternehmensleitung.
Demnach sollen künftig die Bereiche Telekommunikation und IT
voneinander getrennt werden und jeweils als eigenständige Unternehmen
agieren. Das hatte der neue CEO am 15. Januar 2018 vor
Führungskräften und der Arbeitnehmerbank des Aufsichtsrates
angekündigt und am 17. Januar 2018 erstmalig dem Gesamtbetriebsrat
und den Beschäftigten der T-Systems mitgeteilt.

ver.di lehnt die Umstrukturierung ab. Der Bundesfachgruppenleiter für
Informationstechnologie Michael Jäkel befürchtet, dass es bei der
Trennung der Bereiche nicht bleiben wird und die IT-Abtrennung
nahelegt, dass ein Verkauf vorbereitet werde. Jäkel: "Der Plan könnte
sein, dass hier eine Art "Bad Bank" gegründet werden soll, in der die
schlechten Risiken gebündelt werden sollen. Es ist wahrscheinlich
nicht umsonst so, dass alle wachstumsträchtigen Teile, die
unmittelbar auf das Kerngeschäft des restlichen Konzerns ausgerichtet
sind, in der anderen GmbH verbleiben sollen."

Für ver.di ist nicht einzusehen, warum die beiden Bereiche getrennt
werden sollen, wenn die Geschäftsleitung auf der anderen Seite
Zusammenarbeit, Vereinfachung und generell bessere Prozesse als
Zielbild präsentiere. "Zwei eigenständige GmbHs als der Weisheit
letzter Schluss anzukündigen, wenn gleichzeitig Kooperation und
Synergien gepredigt werden, das widerspricht sich komplett", so
Jäkel. Die Reibungsverluste, die bei der Zusammenarbeit dieser beiden
neuen Unternehmenseinheiten entstünden - die natürlich jeweils eigene
Management-Funktionen bekommen würden - "wiegen deutlich schwerer als
die Vereinfachung der Steuerung." Jäkel wirft der Geschäftsleitung
vor, durch die Aufteilung die fehlende Fähigkeit des Managements
kaschieren zu wollen, die T-Systems als Ganzes zu steuern.

Die neue Geschäftsleitung habe die Arbeitnehmervertreter erstmals
nicht in Veränderungsprozesse eingebunden. Auch habe bisher kein
Aufsichtsrat den Plänen zur Aufspaltung der T-Systems International
zugestimmt und kein ver.di-Vertreter seine Zustimmung dazu gegeben,
sagt Jäkel, der selber stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender
von T -Systems ist. "Ein Alleingang der T-Systems Geschäftsführung
ohne Einbeziehung der Arbeitnehmervertretungen in die Beratungen ist
untragbar und wird so nicht akzeptiert", so Michael Jäkel. Die
Gewerkschaft kündigte Proteste gegen die Pläne an.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.01.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06452: London vor über hundert Jahren (SB)


Am 7. September 1842 wurde im polnischen Lublin einer der genialsten
Schachköpfe des 19. Jahrhunderts geboren. Johannes Hermann Zukertort
war ein Mensch mit vielerlei Begabungen. Sein Wissenshunger trieb ihn
durch alle möglichen Wissenschaftszweige. Der Fixstern seines Denkens
war die Erforschung des menschlichen Körpers. So studierte er in
Breslau, Berlin und Heidelberg Medizin, Chemie und Physiologie, diente
dann als Arzt in der preußischen Armee, ehe er nach England
übersiedelte, wo er 1878 die britische Staatsbürgerschaft annahm. Den
größten Erfolg seiner Schachkarriere feierte er 1883 in London, wo er
an einem der stärksten Wettkämpfe der frühen Turniergeschichte, 14
erstklassige Meister nahmen daran teil, mit vier Punkten Vorsprung vor
Wilhelm Steinitz und 6,5 Punkte vor dem Tabellendritten James
Blackburne den ersten Siegerpreis in Empfang nahm. Für alle Spieler
stellte das doppelrundige Turnier eine gewaltige Nervenanstrengung
dar, vor allem deshalb, weil ein Remis erst dann mit einem halben
Punkt gewertet wurde, wenn drei Partien nacheinander Remis blieben.
Bereits in der 23. Runde stand Zukertort als Sieger fest, da er mit 22
Punkten uneinholbar führte. Im heutigen Rätsel der Sphinx besiegte er
den Engländer Blackburne mit einer der schönsten Kombinationen, die je
auf einem Turnier gespielt wurden. Zukertort, mit den weißen Steinen,
scheint notwendig eine Figur zu verlieren. Nun, Wanderer, Anatomie und
Physiologie einer Stellung zu begreifen, war Zukertort Arzt genug!






[image: SCHACH-SPHINX/06452: London vor über hundert Jahren (SB)]



Zukertort - Blackburne

London 1883


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der ungarische Großmeister Adorjan hatte zuviel Furcht vor einem
Gespenst, als er 1...h7-h5? zog. Mit wagemutigerem Einsatz hätte er
das Remis durchaus erzwingen können: 1...Ld5xa2! 2.e5-e6 La2xe6
3.Th2xh7+ Dd7xh7 4.Sg5xh7 Kh8xh7 5.De3xe6 Tf5xf4 6.De6xb6 Tf4-f5 und
sein Kontrahent Ftacnik wäre außerstande gewesen, das materielle
Übergewicht zu verwerten.



Erstveröffentlichung am 26. Januar 2005
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MELDUNG/2228: Schwergewicht - Böses Blut als Kassenfüller (SB)




Dillian Whyte bekommt es mit Lucas Browne zu tun

Dillian Whyte verteidigt den Silbergürtel des WBC im Schwergewicht
am 24. März in der Londoner O2-Arena gegen Lucas Browne. Der 29 Jahre
alte Brite hatte sich bei seinem letzten Auftritt im Dezember in
Cardiff gegen den Finnen Robert Helenius durchgesetzt und war
daraufhin vom World Boxing Council an Nummer eins der Rangliste
plaziert worden. Diese Position ist beim WBC in der Regel mit der
Ernennung zum Silber-Champion verbunden, und diesen Titel setzt der
Brite nun erstmals aufs Spiel, wenn er sich mit dem riesigen
Australier mißt. Der Kampf wird von Sky Sports live übertragen. Für
Whyte geht es bei diesem anspruchsvollen Auftritt insbesondere darum,
seinen Anspruch auf die Herausforderung eines Weltmeisters zu
unterstreichen.

Die Pläne des Briten sehen vor, der heftigen verbalen Fehde mit Browne
in sozialen Medien und Interviews nun entsprechende Taten folgen zu
lassen. Einen Sieg über den Australier vorausgesetzt, will er danach
den WBC-Weltmeister Deontay Wilder aufs Korn nehmen und schließlich
zum krönenden Abschluß eine Revanche mit seinem langjährigen Rivalen
und Landsmann Anthony Joshua austragen. Zuallererst muß Whyte jedoch
zusehen, daß er in Greenwich nicht bereits an der ersten Hürde
scheitert. Sein Vorhaben ist ohnehin überambitioniert, da es keinerlei
Anhaltspunkte dafür gibt, daß er sich anschließend gegen Wilder
durchsetzen könnte, der ihm in allen Belangen überlegen sein dürfte.

Wie Dillian Whyte selbstbewußt verkündet, könne er es kaum erwarten,
Lucas Browne eine Lektion zu erteilen. Er hasse den Australier, der
üble Dinge über ihn erzählt habe, für die er bezahlen müsse. Browne
habe versucht, diesem Kampf aus dem Weg zu gehen, indem er wiederholt
mit neuen Forderungen nachlegte und behauptete, in den USA winke ihm
eine wesentlich bessere Option, die er wahrnehmen wolle. Mit ihm zu
verhandeln sei ziemlich frustrierend gewesen, doch schließlich habe
doch noch eine Einigung herbeigeführt werden können. Browne sei sehr
groß und zudem unbesiegt, so daß man ihn nicht auf die leichte
Schulter nehmen dürfe. Außerdem könne er ordentlich zuschlagen, und da
im Schwergewicht nicht selten ein einziger Volltreffer über Sieg und
Niederlage entscheide, müsse er auf der Hut sein, so der Brite. Er
unterschätze den Gegner nicht, sei aber fest entschlossen, ihn in die
Schranken zu weisen und auf die Bretter zu schicken, da alles andere
eine herbe Enttäuschung wäre. Gewinne er diesen Kampf, werde er aller
Voraussicht nach zum Pflichtherausforderer aufsteigen und wohl noch in
diesem Jahr einen Titelkampf bekommen.

Mit Lucas Browne hat der Brite jedoch eine harte Nuß zu knacken, zumal
sich der Australier im März 2016 in der tschetschenischen Hauptstadt
Grosny vorzeitig gegen Ruslan Tschagajew durchgesetzt und damals den
Titel des regulären WBA-Weltmeisters gewonnen hat. Er ist also in der
Lage, sich auch vor dem Heimpublikum eines anspruchsvollen
Kontrahenten zu behaupten. Er mußte den Gürtel allerdings aufgrund
eines positiven Dopingtests zurückgeben und war einige Zeit gesperrt.
Mit England ist er bestens vertraut, da er dort bereits fünf Auftritte
gewonnen hat, von denen keiner über die Runden ging.

Er freue sich darauf, wieder einmal im Vereinigten Königreich
aufzutreten und dabei Dillian Whyte zu vermöbeln, so der Australier.
Wenn schon Dereck Chisora und Robert Helenius in der Lage gewesen
seien, Whyte böse zuzusetzen, könne sich der Brite auf noch heftigere
Prügel gefaßt machen. Der sei ein Großmaul und ein höchst unangenehmer
Zeitgenosse, weshalb er ihm mit Genuß eine Abreibung verpassen werde.
In England zu kämpfen sei überhaupt kein Problem, und er wolle sich
dort mit einem eindrucksvollen Erfolg für einen Titelkampf empfehlen,
so Browne.

Wie sein Manager Matt Clarke hinzufügte, habe Lucas eine unglaubliche
Fangemeinde in England und Irland. Er habe noch nie ein Foto oder
Autogramm verweigert, was maßgeblich zu seiner Popularität beitrage
und ihm enorme Unterstützung garantiere. In den sozialen Medien
häuften sich Botschaften, er solle Whyte geschlagen auf die Bretter
schicken, und genau das habe er vor. Erst komme der Brite an die
Reihe, dann strebe man einen Kampf um die Weltmeisterschaft an.

Whytes Promoter Eddie Hearn kann sich darüber freuen, daß die beiden
Akteure eine Fehde inszenieren, die ihr Duell aufwertet. Er spricht
von einem elektrisierenden Kampf, da die beiden einander spinnefeind
seien. Nach zähen Verhandlungen sei es endlich gelungen, dieses Duell
unter Dach und Fach zu bringen, das für die Schwergewichtsszene sehr
bedeutsam sei. Daß Dillian Whyte so schlecht auf seinen Gegner zu
sprechen sei, werde ihn zu Höchstleistungen anspornen. Dies sei genau
der spektakuläre Auftritt, den er seit geraumer Zeit angestrebt habe.
Er sei die Nummer eins der WBC-Rangliste und auch bei den anderen
Verbänden gut positioniert. Ein Sieg in Greenwich und Whyte werde
seinen Titelkampf bekommen. [1]

Wie Hearn dieses Versprechen gegebenenfalls einlösen will, ist jedoch
noch nicht abzusehen. Er hatte Deontay Wilder einen Kampf gegen Whyte
angeboten, was der US-Amerikaner jedoch mit dem nachvollziehbaren
Argument zurückwies, er sei Weltmeister und wolle Anthony Joshua vor
die Fäuste bekommen, nicht jedoch einen Ersatzmann, als müsse er sich
zuvor qualifizieren. Der britische Promoter erhöhte schließlich sein
Angebot auf angeblich 5 Millionen Dollar, worauf sich Wilder
bereiterklärte, sofern ihm Hearn für den Fall des Sieges einen Kampf
gegen Joshua vertraglich zusichere. Dazu war Hearn jedoch nicht
bereit, so daß das Vorhaben scheiterte. Sollte Dillian Whyte gegen
Lucas Browne die Oberhand behalten, wäre das für Wilder sicher kein
neuer Gesichtspunkt, der ihn veranlassen könnte, den Briten nun doch
als Herausforderer zu akzeptieren, statt das langersehnte Duell der
Weltmeister mit Anthony Joshua zu bekommen.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/01/dillian-whyte-vs-lucas-browne-o2-london-march-24/#more-252790
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AKTION/319: Bremer Ergebnisse der "Stunde der Wintervögel" - Die Kohlmeise ist zurück (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 19. Januar 2018

NABU: "Die Kohlmeise ist zurück"

Bremer Ergebnisse der "Stunde der Wintervögel"



(Bremen, den 19.01.18) Die Kohlmeise hat bei der Wintervogelzählung
des NABU ihren jahrelangen Spitzenplatz in Bremen zurückerobert und
die Amsel wieder auf Platz Zwei verdrängt. Vergangenes Jahr hatten die
schwarzköpfigen Meisen noch Verluste von über einem Viertel gezeigt.
Zugleich war es mit 781 Teilnehmern die erfolgreichste Bremer
Wintervogelzählung überhaupt. In 561 Gärten zählten Vogelfreunde
insgesamt 16.394 Vögel.




[image: Eine Kohlmeise auf einem Zweig - Foto: © NABU Bremen]

Kohlmeise

Foto: © NABU Bremen



Rekordbeteiligung in Bremen und bundesweit

"Natürlich freuen wir uns über diese Rekordbeteiligung", strahlt
NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann über ein Plus von gut 16 Prozent
bei den Teilnehmerzahlen. Doch ganz ungetrübt ist die Freude nicht:
"Seit der ersten Zählung 2011 ist die Menge an Vögeln pro Garten in
Bremen signifikant gesunken." Dies könne daran liegen, dass jedes Jahr
"professioneller" gezählt werde, also nicht einzelne Vögel mehrfach
erfasst werden. Andererseits böten immer mehr hochkünstliche Gärten
immer weniger Lebensraum.




[image: Zwei Schwanzmeisen an einem Meisenknödel - Foto: © NABU Bremen]

Schwanzmeisen

Foto: © NABU Bremen



Kohlmeise, Amsel und Blaumeise vorn - erstmals Schwanzmeisen unter
den häufigsten Zehn

"Das Spitzentrio bilden Kohlmeise, Amsel und Blaumeise", erklärt der
Vogelfreund Hofmann, "manchmal mogelt sich der Spatz noch dazwischen,
aber der schwächelt dies Jahr." Zum ersten Mal unter den "Top Ten"
sind die Schwanzmeisen, die sich zu quirrligen Winterschwärmen
zusammentun. Fast 500 von ihnen beobachteten die Bremer, was so
honorige Arten wie den Grünfink oder den Feldsperling auf die Plätze
verwies.

Mit bundesweit mehr als 125.000 Teilnehmern noch über dem
Vorjahres-Rekordniveau ist die "Stunde der Wintervögel" die mit
Abstand erfolgreichste "Citizen science"-Aktion Deutschlands. Am
großen Vorbild, dem britischen "Big Garden Birdwatch" nehmen
allerdings jährlich mehr als eine halbe Million Vogelzähler teil. "Zur
Ehrenrettung sei gesagt, dass die Engländer bereits seit fast 40
Jahren zählen, die Deutschen erst seit acht Jahren", betont der NABU
und wirbt schonmal für die Sommervogelzählung am zweiten
Maiwochenende.

Die genauen Ergebnisse der Zählung gibt es auf einer interaktiven
Karte bis auf Landkreisniveau unter www.NABU.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.01.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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AKTIONSTAGE/906: Anpacken im Wittmoor - Raum für die ursprüngliche Vegetation schaffen, 3.2. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 19. Januar 2018

Anpacken im Wittmoor

Mitmachen beim Moor-Aktionstag: NABU sucht freiwillige Helfer/innen
für Samstag, 03.02. ab 10 Uhr im Wittmoor



Am Samstag, den 3. Februar 2018 veranstaltet der NABU Hamburg ab 10
Uhr einen Moor-Aktionstag. Im Wittmoor wird gemeinsam mit der
NABU-Gruppe Alstertal eine Moorfläche von aufwachsenden Gehölzen
befreit, damit sich die natürliche Moorvegetation wiedereinstellen
kann. Jeder, der Lust hat mit Hacken, Astscheren und Spaten an
frischer Luft und netter Gesellschaft zu arbeiten, ist herzlich
eingeladen mitzumachen!

"Moore bieten wichtige Rückzugsräume für seltene Tier- und
Pflanzenarten", erklärt Anne-Lone Ostwald, Referentin für Moorschutz
beim NABU Hamburg den Hintergrund der Aktion. "Aber auch für uns
leisten intakte Moore wichtige Dienste, für den Klimaschutz, als
Wasserspeicher und für die Naherholung." Moore wurden durch Torfabbau
und Entwässerungen in der Vergangenheit stark geschädigt. Viele
Naturschutzmaßnahmen und viel Geduld sind erforderlich, um diese
wertvollen Ökosysteme wieder in einen natürlichen Zustand zu bringen.
Bäume entziehen dem Moor Wasser und verhindern damit die natürliche
Torfbildung, deshalb ist eine regelmäßige Entfernung aufwachsender
Gehölze für den Schutz dieser faszinierenden Landschaften notwendig.
"Gerne zeigen wir Interessierten unsere Arbeit und das wunderschöne
Wittmoor!", sagt Michael Obladen, Leiter der Gruppe Alstertal, der
sich seit langem für den Schutz des Wittmoores ehrenamtlich einsetzt.
"Wir freuen uns auf einen arbeitsreichen Tag und neue
Mitstreiter/innen für den Moorschutz."

Der Aktionstag findet am 3.02. von 10 bis etwa 15 Uhr statt. Material,
Werkzeug sowie einen Mittagsimbiss stellt der NABU Hamburg für alle
Helfer/innen bereit. Vorkenntnisse sind nicht notwendig. Lediglich
stabile Arbeitskleidung, wenn möglich Gummistiefel und Regenschutz
sind mitzubringen. Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte bis zum
1.02. für den Aktionstag an. Bei der Anmeldung wird dann der genaue
Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt:

Anne-Lone Ostwald, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-38,

E-Mail: ostwald@NABU-Hamburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 007/18, 19.01.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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